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I. Vorbemerkungen

1. Rechisgrundlage fiir die Rechnungspriifung der Frelen Hansestadt Bremen (Stadt)

Dem Rechnungshof der Freien Hansestadt Bremen obliegt nach § 2 des Gesetzes
iiber die Rechnungspriifung in der Freien Hansestadt Bremen vom 20. Dezember
1966 (RPrG) die nach Artikel 131 der Landesverfassung (LV) vorgeschriebene un-
abhéngige Rechnungspriifung audh hinsichtlich der Haushalts- und Wirtschafts-
fiihrung der Freien Hansestadl Bremen (Stadt), deren Verwaltung nach Artikel
148 LV beim Senat der Freien Hansestadt Bremen liegt und nach Landesrecht er-
folgt, solange sie sich nicht als Stadtgemeinde Bremen nach Artikel 144, 145 LV
durch (Orts-)Gesetz eine eigene Gemeindeverfassung gibt. Dem Senat steht inso-
weit als gesetzgebende Kérperschait die ,Stadibiirgerschaft" gegeniiber (Arti-
kel 148 LV).

Die Landesrechnungspriifung sieht sich somit in Bremen den Haushalten zweier
gesetzgebender Kérperschaften (Land- und Stadtbiirgerschaft) gegeniiber, die von
piner Exekutive, dem Senat der Freien Hansestadt, nach gleichem Recht aus-

gefithrt werden.

2. Rechisgrundlage und Zwedk des Jahresberichtes

Der Rechnungshof tibermittelt hiermit der Stadtbiirgerschaft und dem Senat ge-
mah § 10 RPrG sowie § 107 RHO seinen Bericht iiber die Priiffung des Rj. 1966 und
die zur Wirtschaftsfilhrung der Freien Hansestadt Bremen (Stadt) bis zum Be-
richtszeitpunkt getroffenen Feststellungen. Der Jahresbericht dient der Stadt-
biirgerschaft als Grundlage fiir die dem Senat zu erteilende Entlastung.

3, Geltung des Allgemeinen Teils des Berichles fiber die Prilfung der Freien
Hansestadt Bremen (Land)

Aus der engen personellen und institutionellen Verflechtung der Landes- und
Stadtverwaltung unter einem Senat (Artikel 148 LV) ergibt sich, daB allgemeine
Ausfithrungen und Feststellungen des Rechnungshofes im wesentlichen fiir beide
Verwaltungen zutreffen. Deshalb sind zur Vermeidung von Wiederholungen
solche Darlegungen lediglich in den gleichzeitig vorgelegten Bericht iiber die
Pritffungsergebnisse der Haushalts- und Wirtschaftsfiithrung der Freien Hansestadt
Bremen (Land) aufgenommen worden. In dem Allgemeinen Teil (Abschnitt A) ent-
hélt jener Bericht auch .Anregungen, Empfehlungen, Vorschlige und Hinweise”
fiir die Stadt; hierauf wird ausdriicklich verwiesen.

Bemerkungen und sonstige Priifungsergebnisse liber Personalausgaben sind nur
im Besonderen Teil [Abschnitt B) jenes Berichtes enthalten, da der Senat Dienst-
vorgesetzter aller Beamten, Angestellten und Lohnempfinger der Freien Hanse-
stadt Bremen (Land und Stadt) ist und diese Mittel deshalb im allgemeinen zen-
tral bewirtschaftet werden.

4. Entlastung fiir die Rechnung 1965

Die Stadtbiirgerschaft hat in ihrer Sitzung am 6. September 1967 den Jahresberichl
des Rechnungshofes fiir das Rj. 1965 behandelt; sie hat den Senat entlastet, soweit
der Bericht nicht Vorbehalte (§ 107 Absatz 4, § 108 Absatz 2 RHO) enthielt. Diese
Vorbehalte bestehen zum Teil noch fort (Tz. 81).

Der Rechnungshof hat gemé&8 § 10 Absatz 2 Satz 2 RHG bescheinigt, daf die Stadt-
hiirgerschaft die Jahresrechnung der Freien Hansestadt Bremen (Stadt) fiir das
Rj. 1965 unter Beriicksichtigung der Vorbehalte genehmigt hat.
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II. Haushaltsgesetz und Haushaltsplan

Der Haushaltsplan fiir das Rj. 1966 war entsprechend dem Grundsatz des Ar-
tikels 102 in Verbindung mit Artikel 148 LV ausgeglichen. Er entsprach in Form
und Aufbau im wesentlichen den vorjihrigen Plénen. Die Stadtbiirgerschaft hatte
den Haushaltsplan durch Haushaltsgesetz vom 23. Dezember 1965 (Brem.GBl.
5. 155) wie folgt festgesetzt:

Ordentlicher Haushalt

in Einnahme und Ausgabe auf . 564 475 330 DM

AubBerordentlicher Haushalt

in Einnahme und Ausgabe auf .......civimimariisnnnnrnanas 144 668 270 DML
Das erst an Hand der Rechnung bezifferbare Volumen der in dem Haushaltsplan
auch enthaltenen Leertitel-Bewilligungen (im Haushaltsplan vorgesehene Aus-
gabezwedie mit ganz oder teilweise offengebliebenen, sich nach der Hohe be-
stimmter kiinftiger Einnahmen richtenden Celdansitzen) ergibt sich aus Tz. 15

und Tz. 16,

I11. Haushallsrechnung

{. Vorlage

In Ausfilhrung des Artikels 133 in Verbindung mit Artikel 148 LV hat der Senat
die Haushaltsrechnung der Freien Hansestadt Bremen (Stadt) fiir das Rj. 1966 mit
Mitteilung vom 18, Dezember 1967 (Drudksachenabteilung I Nr. 14) der Stadt-

biirgerschaft vorgelegt.
2. Form und Gliederung

Wie in den Jahren vorher wurde auch die Haushaltsrechnung fiir das Rj. 1966
abweichend von § 77 RHO in gekiirzter Form vorgelegt. Erginzend hierzu wurde
jedoch die vollstindige Kassenrechnung (Rechnungsnachweisungen mit Haupt-
und Zentralrechnung) in der Kanzlei der Bilirgerschaft ausgelegt.

3. Vollstindigkeit der Haushaltsrechnung

rweise werden von der Haushaltsrechnung diejenigen Zahlungsvor-

Zuldssige
als . Vorschiisse" oder

ginge des betreffenden Rechnungsjahres nicht erfabt, die
,Verwahrungen® behandelt worden sind, Nach den dem Rechnungshof mit den
Kassenrechnungen zugegangenen Madiweisungen der noch nicht abgewickelten
Vorschiisse und Verwahrungen (5§ §2, 63 RHO, &§ 4, 111, 112 RRO) betrug am

Schluf des Rj. 1966 die Summe der
Vorschiisse . 19026 545,01 DM

und der
Verwahrungen

Bei den Verwahrungen
treffende Fremdgelder. In den Vorschiissen ist
1966 fiir Januar 1067 gezahlten Dienst- und Versorgungsbeziige mit rund 12,6

Mill. DM enthalten.

3240 192,83 DM,
handelt es sich iiberwiegend um nicht den Haushalt be-
die Summe der Ende Dezember

4. Ubereinstimmung zwischen Haushaltsrechnung und Kassenrechnung

{§ 107 Absatz 1 Ziifer 1 RHO, § 10 Absatz 2 Buchstabe a RPrG)

Die in der Haushaltsrechnung 1966 aufgefilhrten Betrdge stimmen in Einnahme
und Ausgabe mit denjenigen {iberein, die in der Kassenrechnung 1966 in Ein-
nahme und Ausgabe nachgewiesen sind. Hinsichtlich der ordnungsméBigen Be-
g wurden bei der zum Teil nur stichprobenweisen Priifung der Einnahmen

legun
stgestellt.

und Ausgaben keine wesentlichen Mingel fe

Sy I



5. Rechnungsmiilige Ergebnisse des ordentlichen und d
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MNachweils der Beslinde

D.

ind am 1. Januar 1966

dentlicher Haushalt

Einnahmen
davon Entnahmen aus
n und Fonds
Ausgaber
davon Zul ung an
Riicklag und Fonds
Ausgabereste 1965
1966
f 1967

erorde

Einnahmen 668 270,—
davon Entnahmen
Riicklagen und Fonds

mmahmereste —_—

Summe G668 270,—

Ausgaben 668 270 -
davon Zufithrung an
Riicklagen und Fonds
Ausgabereste 1965
Ausgabereste 1966
Vorgriffe 1965

auf 1966
Vorgriffe auf 1967

896 202,83

38 005 319,92

Summ 155 559 152,91

Ergebnis des Rj. 1966

Bestand am 31. Dezember 1966

615 838 257,57

614 939

29 971 725,08
1 196 831, —

643 714 114,67

140 064 276,02

140 064 276,02
140 064 276,02
57 410 510,66

5 586,33
200,35

Rechnungsims
unter Beriick-
sichtigung des

§ #7 RHO

DM

4

51 362 927,57

+ 51362 927,57

4 603 993 98

16 119 047 44
20 723 041,42

=5 Ergebnis
gemalb § 12
Haushalts-
gesetz 1966
DM

5

140 064 276,02

140 064 276,02

Bestidnde

des Haushalts
gem. § 78 RHO

in Ridklagen
und Fonds

DM
B ¥

+ 27875857,10 34 811 455,1

615 B3B 257,57

4 302 046,09
614 939 220,59

26 124 947,64

140 064 276,02

7015 962,83

— 140 064 276,02

5061 919,57

54 680 313,48

4+ 2877489408
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Im ordentlichen Haushalt iibersteigen die tatséchlichen Einnahmen im Ge-
samtergebnis die Einnahmeanschldge um 51 362 927,57 DM, Dem steht eine im
Gesamtergebnis gleichhohe Ausweitung der Ausgaben gegeniiber, die sich aus
MNachbewilligungen von 32 765 126,02 DM (Anlage 5 der Haushaltsrechnung) und
den in Tz. 15 erlduterten Mehrausgaben von 18 597 801,55 DM ergibt. Die Redh-
nung ist daher ausgeglichen,

Die Ausgaben enthalten eine allgemeine Zufiihrung von 23 673 042,35 DM also
2 487 572,35 DM mehr als der Anschlag — an den auBerordentlichen Haushalt.
Dem Bestand der Riicklagen und Fonds sind im Ergebnis 21 822 901,55 DM zuge-
flihrt worden.

Die verbliebenen Ausgabereste von 29 971 725,08 DM abziiglich des Vorgriffs auf
1967 in Hohe von 1 196 831,— DM sind durch einen gleichhohen kassenmédbigen
Bestand gedeckt.

Die Abrechnung des auBerordentlichen Haushalts zeigt mit je
140 064 276,02 DM in Einnahme und Ausgabe entsprechend § 12 des Haushalts-
gesetzes nur die Jahreskassenumsidtze ohne Abgrenzung des Rj. 1966 gegen die
Rj. 1965 und 1967. Als Ausgabereste, die auBerhalb dieser Abrechnung besonders
nachzuweisen waren, wurden 48 B96 202,83 DM von 1965 {ibernommen; die auf
das Rj. 1967 iibertragenen Ausgabereste betragen 57 410 510,66 DM.

Den gegeniiber den Einnahmeanschldgen um rund 4,6 Mill. DM niedrigeren tat-
sichlichen Einnahmen entspricht eine gleichhohe Verringerung der Ist-Ausgaben
gegeniiber den Ausgabe-Anschligen, die auf Nachbewilligungen, Leertitelausgaben
und sonstige Mehrausgaben sowie auf Ausgabereste und Zahlungen fir andere
Rechnungsjahre (Vorgriffe) zuriickgeht.
Es wurden nachbewilligt ........ccrovenrssnnaiinae 29910 501,42 DM
und als Differenz zwischen Mehr- und Minderausgaben nach-
gewiesen (Tz. 16)

als Unterschied zwischen den als Reste {ibertragenen Bewil-
ligungen der Rj. 1965 und 1966 ..........ccocoooiennnn
und als Unterschied zwischen den Vorgriffen im Rj. 1966 fir
das Rj. 1967 und den Vorgriffen im Rj. 1965 fiir das Rj. 1966
warTechnet 1 v a E i Sl e e e e e e e e
woraus sich eine Verringerung der Ist-Ausgaben von ......
gegeniiber den Anschlidgen ergibt.

-13 991 453,98 DM

— B 514 307,83 DM

—12 008 733,59 DM
f414 603 993 98 DM

Dem Bestand an Riicklagen und Fonds sind im Endergebnis 1954 043,26 DM
entnommen worden.

Der Rechnungshof hat in die Bestén d e an Riicklagen und Fonds zum 31. De-
zember 1966 die ,Erneuerungsriicklage Schlacht- und Viehhof® in Hohe von
640 759.43 DM einbezogen, obwohl diese Riicklage in den Biichern der Landes-
hauptkasse iiber Riidklagen und Fonds zum 31. Dezember 1966 nicht ausgewiesen
wird. Der Bestand Anfang 1966 von 856 759,43 DM ist — ohne parlamentarische
Bewilligung im Haushaltsplan und ohne rechnungsmibigen Nachweis — dem
Riidklagenbestand entnommen und auf das bei der Landeshauptkasse gefiihrie
Verrechnungskonto des kaufménnisch eingerichteten Betriebes (§ 15 RHO)
. Stadtischer Schlacht- und Viehhof" {ibertragen worden, Davon sind 216 000 DM
dem auBerordentlichen Haushalt zugefithrt worden.

Bestand und Nachweisung der Riicklagen und Fonds bei der Landeshauptkasse
entsprechen damit nicht dem Ergebnis der Haushaltsrechnung iiber die nachge-

wiesenen Zufithrungen und Entnahmen.
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6. Abweichungen der Ausgaben von den Haushalisansitzen einschliefilich der

MNachbewilligungen

Ordentlicher Haushalt

Die nachgewiesene Mehrausgabe von 18 597 801,55 DM errechnet sich aus Mehr-
ausgaben von zusammen 80057 762,87 DM abziiglich Minderausgaben von 2zu

sammen 61 459961,32 DM, In den Rechnungsnachweisungen, der Zentralrech-
nung und der Hauptrechnung sowie in der Anlage 3 zur Haushaltsrechnung des
Freien Hansestadt Bremen (Stadt) 1966 (Mitteilung des Senats an die Stadtbiirger-
schaft vom 19, Dezember 1967 Drucksachenabteilung 1 Nr. 14) unter .6 Bau

Wohnungs- und Siedlungswesen” werden die Mehr- und Minderausgaben um
ioweils 269 784,63 DM niedriger ausgewiesen, da die Mehr- und Minderausgaben
bei Dienst- und Versorgungsbeziigen im Einzelplan 6 saldiert in die Rechnungs-
nachweisungen iibernommen worden sind, Von dem Gesamt-Mehr von rund
a0 Mill, DM entfallen auf Ausgaben iliber veranschlagte Leertitel {inshesondere
durchlaufende Fremdmittel und Riicklagemittel) rund 54,8 Mill. DM, auf die Er-
hthung des veranschlagten Zuschusses an den auberordentlichen Haushalt rund
2 5 Mill. DM, auf nicht veranschlagte durchlaufende Mittel (§ 9 Absatz 3 Haus-
966) rund 202 000 DM und auf Mehrausgaben im Rahmen gegen-

haltsgesetz 1

seitiger Deckungsfdhigkeit rund 23,5 Mill, DM. Es bleiben Uberschreitungen von

insgesamt 13 665,74 DM, die sich aut verschiedene Haushaltsstellen verteilen

AuBerordentlicher Haushalt

Die nachgewiesene Minderausgabe von 13 991 453,08 DM errechnet sich aus Mehr-
ausgaben von zusammen 17 437 873,20 DM und Minderausgaben von zusammen
41 4729 327.18 DM, Von dem Gesamt-Mehr von rund 17,4 Mill, DM entfallen auf
Ausgaben iiber veranschlagte Leertitel (einschlieBlich durchlaufender Riicklage-
mittel] rund 16,2 Mill. DM und auf nicht veranschlagte durchlaufende Mittel
(5 9 Absatz 3 Haushaltsgesetz 1966) rund 1,2 Mill. DM.

7. Haushaltsausgabereste

Die Entwicklung der Ausgabereste ergibt sich aus nachstehender Ubersicht, in der

die Betrdge auf volle 100 DM abgerundet sind:

Gesamtbetrag Prozent
DM vom Ausgabevolumen *)
Ordentlicher Haushalt
AN s e ceesass 11062200 3,93
AT B e e e A R 11 124 200 3,60
o b L e e S 16 830 400 4,88
aus 1960 ...... b e . ORI 17 099 800 6,12
Aus-IHeL oo A R 3,88
BUs-TOBE Ciaaaiiaiees I R T 19 686 300 383
TR o, o i A i G ety g 18 526 600 3,50

aus 1964 ..... o N o s 5 L 4,39
S TORG o s R e .. 27 875 800 5,01
SO HNEE e s e R e 29 971 700 4,79

| Ausgabevolumen: Anschlige + Sollinderungen -+ fibernommene
Reste — iibernommene Vorgrifle

)

(™
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Gesamtbetrag Prozent
D vom Ausgabevolumen *)

Auberordentlicher Haushalt

aus 1957 .....
aus 1958
aus 1959
aus 1960
aus 1961

us 1962
aus 1963
aus 1964

ans 1965 .oioieiu

aus 1966

# Ausgabevolumen: Ar

Von den Ausgaberesten des ordentlichen Haushalts
auf:

Re

Bau-, Wohnun
Hafen, Schiffal

PR P . B2 LB 4
.+« .40 952 200
40252 300

41191 700

A9 735 000
.41 8941 300
.41 185300

.. 448 898200
.57 410 500 30,91

1schldge + Sollinderungen + dibernommene
ste — ibernommene Vorgriffe,

1966 entfallen
Millionen DM
gs- und Siedlungswesen .... e 10,94

irt und Verkehr und andere 1[|| ntl |rhr Fm-

richtungen und Wirtschaftswesen ...... S el 8,82
Sozialhilfe, Kriegsopferflrsorge und ._T1_|r=| '|"H'II| - e 3.18
Schulwesen 2,12
Kulturpilege R N R e LA RN e 1,78
Allgemeine Ve |'-.-.'(1H1*N| ........... okttt e i A 1,16
Gesundheitswesen und Leibesiibungen ........o0000ee0an 1,03
Offentliche Sicherheit und Ordnung . ......coceniiineeen 0,80

0,14

Finanzen und

ImaubBerorde

Kosten des G

Steuern

ntlichen Haushalt betragen die Ausgabereste 1966:
Millionen DM

runderwerbs fiir den Bereich Haéfen, Schill-

fahrt und Verkehr : 3.64
Neubau einer Me hrn-,orkha']e 3,22
Sanierung Zentralkrankenhaus Eremen- \f}-n 3,06
Kanalisation Bremen-Nord 1,63
Sanierung der Stidtischen J\ldﬂkﬂldﬂ tnltm1 1,51
Neubau Gymnasium Lesum ’ e ot 1,48
Hochbauten auf dem Hucdkelrieder I !,vr‘hl‘ 1,42
Neubau eines Archivgebdudes 1,23
Neubau Gymnasium an der Kurt- '~'~'r-um: cher-Allee ...... 0,89
Neubau Schule SeewenjestraBe L R e e 0,86
Meubau Schule an der Hasberger Ctrale . cosveoeomannans 0,84
Neubau Schule an der Lehmhorster Strafie . e 0,64
HeizanschluB der Gebdude Am Wall {97 bis 201 an die
Heizzentrale des neuen Gerichl sqebiudes R A 0,84
Wasserwirtschaftliche MaBnahmen zur ELmHlu mmq Vo
Baugebieten el o e e S i & 0,82
Neubau eines Hallenbades in Bremen-MNeustadt ........ 0,81
Forderung des Wohnungsbaues 3 0,79
MNeubau eines "-\u"-i‘:f'l-\--,)nllhx fens auf L|"‘1‘1 lnmc*- ‘l.*. E5er=

ufer S 0,78
MNeubau S-.:rrl*LvHIw:*wv ‘-.’n*rw-uuk s e e 0,78
Neubau einer Infektionsklinik im .i:'mra'.k]'amkr-n]muu:
St-Jirgen-StraBe .......ecccrisaneiinerees . 0,76
MNeubau einer Turnhalle Schule E\-:*' L*l.vmlf‘lrwrah e 0,75
MNeubau Gymnasium l-Eur‘]n.r'IL]EHL pim ANTIESE S B o) s 0,74
MNeubau einer The.-Frauenstation im I\|.1"1[ vnhdu«, Hu]-:]-

DAy s i 0,74
Neubau eines lhuu J:n:;l.'h:‘. u.l 5 [11| dms Pu'-.i:r.u’_rr:x-".c-r Bre-
men-Osterholz und Umbau des bisherigen Dienstgebaudes

= 0,73

fiir das Ortsamt Osterholz
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Millionen DM

Neubau eines Dienstgebiudes fiir die Dienststelle des

Senators fiir das Bildungswesen ......esseesss R 0,67
Sanierung der Stadtischen Nervenklinik ..........c.00.0n 0,66
Verlegung der kleinen Wiimme ...........cocouiianin. . 0,65
Bau eines Sport- und Umkleidungsgebiudes Findorlf . ... 0,63
Meubau Sonderschule an der Beneckendorifallee 0,61
MNeubau Schule Borchshdéhe ........0...-. B £ 0,58
Bezirkssportanlage Gripelingen ...... R R e 0,55
Kosten des Grunderwerbs fiir Zwecke der

WirtschaftsfoTderung . ...cceeviveiiiesrraassnnns 0,52
Neubau Stadtteilbiicherei Lesum ......coocervivaiscvanas 0,52

Errichtung eines neuen Werkstattengebiudes mit Verwal-

tungstrakt fiir den Martinshof o A vy et vl 0,51
Srhule Rockwinkel, Neubau einer Turnhalle und Umbau

der Heizungsanlage .....:ccecserrensasrannnannns 0,50
Anlage von Unterkunftsraumen, Lagerschuppen und

Ceriteriumen fiir das Gartenbauamt ........ 0,49
Erweiterungsbau des Kippenberg-Gymnasiums 0,45
Umgestaltung der Bilrgerweide ..........cocievonanaenes 0,45
teubau Schule an der Hermannsburg .........covinnvns 0,44
Neubau Berufsschule fiir den Grofhandel, Aufenhandel

und Verkehr mit Hoherer Wirtschaftsfachschule ......-.. 0,43
Wiederherstellung der Kaje des Vegesadker Hafens ...... 0,41
Ausbau des Lloyd-Tunnels ........coovvirroraiiannnnny 0,39
Neubau eines Jugendwohnheimes in Bremen-Mord ...... 0,38
Neuhau eines Kindertagesheimes im Leher Feld ......00n 0,37
Neubau Berufsschule fiir das Bau- und Holzgewerbe und
Lehrhaustelle . cvpimsnssirsesmrnsreesssanrnnniadvasens 0,36
Meubau des Stadtentwisserungsbezirks IV in Hudhting .. 0,36
Neubau Sonderschule [ir kérperbehinderte Kinder ... 0,36
Neubau Fachschule fiir Sozialberufe ............... 0,34
Neubau eines Kindertagesheimes in Hemelingen ..... 0,33
MNeuanlage Waldfriedhof Blumenthal ......ooiveeinsnnas 0,32
Erweiterungsbau Schule Schonebedt ... oo iviniisiniis 0,32
Hochwasserschutzmafnahmen im Rahmen des

Kiistenschutzes 0,30.

Der Rest verteilt sich iiber den gesamten Haushalt.

IV. Bindungsermichtigungen und Vorgrifie

Zum ordentlichen Haushalt fiir das Rj. 1966 hat die Finanzdeputation auf
Crund von § 9 Absatz 2 Haushaltsgesetz 1966 der Ubernahme von Verbindlich-
keiten bei HSt. G 714/410 ,Beschaffung von Fahrzeugen, Maschinen und Geriten
fiir die Miillabfuhr* bis zum Betrage von 1 477 000 DM zugestimmt. Im Rj. 1966
sind bereits Zahlungen in Hohe von 1 196 831 DM geleistet worden; sie sind in
der Rechnung als Vorgriff auf das Rj. 1967 nachgewiesen.

Wie in den Vorjahren enthielt auch der auBeror dentliche Haushalt fir
das Rj. 1966 zahlreiche Bindungsermdchtigungen. Diese gestatten der Verwal-
tung, iiber die Ansidtze des Haushaltsplanes hinaus rechtliche Verpflichtungen
einzugehen (§§ 8 Absatz 2 und 45 b RHO), die erst nach Abschluf des Rech-
nungsjahres zu erfilllen sind, Da Bindungserméchtigungen im laufenden Redh-
nungsjahr keine Kassenmittel beanspruchen, finden sie in der Haushaltsrechnung
keinen Niederschlag.

fn
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Der Haushaltsplan 1966 ermbglichte Bindungserméchtigungen zu Lasten der

Rechnungsjahre

1967 his 90 917 000 DM
1968 bhis 24 750 000 DM
1969 und

spater bis 22 500000 DM

susammen bis 138 167 000 DM.

Auferdem war die Finanzdeputation durch § 9 Absatz 1 Buchstabe d Haushalts-
gesetz 1966 erméchtigt, im Haushaltsplan vorgesehene Bindungserméchtigungen
betragsmébBig zu erweitern oder neue Bindungsermichtigungen zu erteilen, wenn
andere Erméichtigungen um einen gleichhohen Betrag gekiirzt werden, und durch
§ 0 Absatz 1 Buchstabe e Haushaltsgesetz 1966 erméchtigt, bei Ausgabebewilli-
gungen des auflerordentlichen Haushalts fiir laufende Vorhaben weitere Bin-
dungserméichtigungen bis zum Betrage von 5 000 000 DM zu erteilen.

Die Entwicklung der Bindungserméchtigungen in den Haushaltspldanen der letzten
Rechnungsjahre ergibt sich aus folgender Aufstellung:

1963 .......... 49958300 DM
1964 b it 86 928 090 DM
1965 ...se.-... 105930 620 DM
1966 .......... 138167000 DM
{O96F ' ioaamee —— DM
TOER " el —— DML

Die im Haushaltsplan enthaltenen Bindungsermichtigungen durften nur mit Zu-
stimmung des Senators fiir die Finanzen in Anspruch genommen werden.

Von dem Gesamthetrag der Bindungserméchtigungen in Hohe von 138 167 000 DM
hat der Senator fiir die Finanzen der Inanspruchnahme von 38 279 250 DM zu-
gestimmt. Daneben hat die Finanzdeputation weitere Bindungsermachtigungen in
Hihe von 10 065 000 DM (§ 9 Absatz 1 Buchstabe d Haushaltsgesetz 1966) und in
Hoéhe von 3390000 DM (§ 9 Absatz 1 Buchstabe e Haushaltsgesetz 1966) erteilt;
1965 noch Bindungsermédhtigungen von

auBerdem bestanden aus dem R].
on insgesamt 53 477 750 DM zur

1 743 500 DM, so daP Bindungsermédchtigungen v
Verfiigung standen.

ation hat davon 5850000 DM und daneben von den im Haus-

Die Finanzdeput
19 521 295,30 DM in Vorgriffe

haltsplan enthaltenen Bindungserméchtigungen
umgewandelt (§ 9 Absatz 1 Buchstabe f Haushaltsgesetz 1966).

Danach ergibt sich folgendes Bild:

47 627 750,— DM

Bindungserméchtigungen waren erteilt in Héhe von
25 371 215,30 DM,

Vorgriffe waren auferdem erlaubt in Héhe von ....

AuBerdem bestand aus den Rj. 1964 und 1965

noch die Erlaubnis zu Vorgriffen in Héhe von 15 478 704,70 DM.

Dariiber hinaus hat die Finanzdeputation auf Grund von § 9 Absatz 2 Haushalts-
gesetz 1966 der Ubernahme von verbindlichkeiten fir den Bau der Grund- und
Hauptschule Blodkdiek bis zum Betrage von 5 100 000 DM zugestimmt.

Die Erlaubnis zu Vorgriffen ist in Hohe von 05 006 586,33 DM in Anspruch ge-
nommen worden (siehe Tz. 11).
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V. Bemerkungen und sonstige Pritfungsergebnisse bel einzelnen
Verwaltungszweigen und Behbrden

Inneres

Stadi- und Polizeiam!
G 10 ,Polizei”

StraBenbahnjahreskarten fiir Kriminalpol izeiheamte

Erdrterungen iiber die Wirtschaftlichkeit von Strafienbahnjahreskarten bei der
Kriminalpolizei fiihrten dazu, dab nunmehr alle ihre Beamten in die bereits seit
Mirz 1966 fiir die Beamten des Polizeivollzugsdienstes und der Feuerwehr mit
der Bremer StraBenbahn AG vereinbarte, zum verbilligten Kartenbezug berechti-
gende Regelung einbezogen wurden. Hierdurch werden seit dem 1. Januar 1968
jéhrlich mindestens 25 000 DM eingespart.

Kulturpilege

Senator fiir das Bildungswesen
G 39 ,Sonstige Kullurpilege® fn

Einsatz von Eigenmitteln bei Inanspruchnahme von Zuschiissen

Der Anrequng des Rechnungshofes, pinen bestimmten ZuschuBempfédnger in an- M
gemessenem Umfang an Kostensteigerungen zu beteiligen und damit die fort-
laufende Erhdhung der Zuwendungen fiir einen als forderungswiirdig anerkann-
ten Zwedk einzuschranken (siche Tz. 25 des Berichtes zum Rj. 1965), wurde ent-
sprochen. Der ZuschuBempfinger hat jetzt seine mMitgliedsbeitrige angemessen
heraufgesetzt, so daB ein verstirkier Einsatz von Eigenmitteln méglich ist.

Ubersee-Museum
G 310 .Ubersee-Museum*

Beschaffungswesen

Das Museum hat 10 000 Broschiiren herstellen lassen und mit der Druckerei ver-
ginbart, daB eine Teilauflage von 2500 Stiick im Jahre 1966 ausgeliefert und be-

zahlt wird der Rest von 7500 Stiick dagegen im Laufe des Jahres 1967, Damit *\
war das Museum Verpflichtungen eingegangen, ohne dafiir Mittel zur Verfligung
»u haben oder zu dieser Vorbelastung befugt gewesen zu sein. ()

Die Verwaltung hat kiinftige Beachtung der Vorschriften zugesagt.

Dienstanweisungen

Der Rechnungshof mufite wiederholt darauf hinweisen, daB es aus Griinden einer
klaren und eindeutigen Abgrenzung der Aufgaben und Pflichten der in den Werk-
stitten tdtigen Bediensteten sowie des Oberaufsehers erforderlich ist, Dienst-
anweisungen aufzustellen, die auch arbeitsrechtlich von Bedeutung sein kénnen.
Die entsprechenden Anweisungen sind immer noch nicht erlassen.

Wohliahrt und Jugend

Senator fiir Wohlfahrt und Jugend
G 4040 , Martinshof, Stédtische Sozialwerkstditen und Versorgungsheim®

Inanspruchnahme fortdauernder Ausgabemittel filr einmalige Ausgaben

Laufende Ergéinzungen der Maschinen und sonstigen beweglichen Gegenstéinde
diirffen aus fortdauernden Ausgabemitteln durchgefiihrt werden, soweit die
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Kosten fiir den einzelnen Gegenstand 100 DM nicht iiberschreiten (AM 1963
Sgite 35). Gegenstinde dieser Art mit hoherem Einzelwert konnen nur be-
schafft werden, wenn im Haushaltsplan dafiir einmalige Ausgabemittel bereit-
gestellt worden sind.

Entgegen § 30 RHO und den vorgenannten Bestimmungen nahm die Verwaltung
aus fortdauernden Ausgabemitteln Erginzungsbeschaffungen mit héheren Einzel-
werten von insgesamt rund 18 000 DM vor. Es soll in Zukunft nach den be-
stehenden Vorschriften verfahren werden.

G 405 ,Forderung der freien Wohlfahrispilege und sonsiige MagBnahmen”®

Inanspruchnahme von Wettabgabemitteln fiir die Herausgabe von Broschiiren

Fiir die Herausgabe und Verbreitung der drei Broschiiren
*Bremer in Erholung”
.Neue Bremer im alten Bremen”

.Bremen — Stadt des Sports”

in einer Auflage von je 20 000 Exemplaren wurden Wettabgabemittel in Hohe
won insgesamt 102 500 DM verwendet. Abgesehen von dem ihm ungewdhnlich
erscheinenden Ausstattungsaufwand konnte der Rechnungshof gewisse Bedenken
nicht verhehlen ob diese Verbffentlichungen noch im Rahmen der gesetzlichen
Zwecdkbestimmung (§ 2 Absatz 2 Buchstabe b des Gesetzes iber Totalisatoren und
Lotterien vom 16, Juli 1957 — SaBremR 2191-c-1) lagen. Die Broschiiren stellen
mehr oder weniger Leistungs- beziehungsweise Rechenschaftsberichte dar, fir
die in anderen Ressorts besonders bereitgestellte Haushaltsmittel in Anspruch

genommen werden miissen,

Der Rechnungshof regte an, bei kiinftigen Publikationsabsichten solcher Art die-
sem Cesichtspunkt vermehrte Aufmerksamkeit zuzuwenden,

Jugendamt

G 4143 ,Kinderkurheim ,Stadt Bremen' auf Wangerooge®

Verdedite Mitteliiberschreitung

Mehrere zwischen dem 1. November und 6. Dezember 1965 ausgestellte Liefe-
rantenrechnungen in Hdohe von insgesamt 2417,18 DM {ber Lieferungen im
Rj. 1965, die geméb § 68 Absatz s RHO zu Lasten dieses Rechnungsjahres hatten
Ende des Rj. 1965 zuriickbehalten, weil

gebucht werden miissen, wurden iiber das
erst in der Zeit vom 3. bis 13. Januar

keine Mittel mehr zur Verfiigung standen;
1966 wurden sie aus Mitteln des Rj. 1966 zur Zahlung angewiesen,

Durch die Inanspruchnahme der nachstjahrigen Haushaltsmittel wurden die Uber-

schreitungen im Rj. 1965 verdeckt (§ 32 Satz 1 RHO).

G 4144 ,Kindertagesheime”

Nicht beriicksichtigte Erstattung von Bewirtschaftungskosten

Selbstkosten als Grundlage zur Festsetzung der Pilegesitze

Die Errechnung der
von Heimen muB alle Einnahmen und Ausgaben erfas-

fiir die Inanspruchnahme
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sen. Die Erstattung anteiliger Bewirtschaftungskosten zweler Juge ndireizeitheime

(G 4145), die an die Heizungsanlagen benachbarter Kindertagesheime (G 4144) an-

geschlossen waren, blieb jedoch unbericksichtigl
Das Amt hat zugesagt, in Zukunft den erforderlichen Erstattungsbetrag bei der

entsprechenden Haushaltsstelle vorzusehen,

Aml fiir Leibestlibungen

G 54 .Leibesiibungen (Zuschiisse an Sportvereine usw.)
Unterbliebene Ridkforderung eines Zuschusses

Einer bremischen Sportorganisation war im Rj. 1964 ein Zuschufi von 64 800 DM
gewdhrt worden, iiber dessen Verwendung dem Rechnungshof ein ungeniigender
Nachweis erst Ende Mai 1966 nachgereicht wurde. Obwohl die Bilanz des Zu-
schuBempféngers filr das Gj. 1964 mit einem nicht unbedeutenden Gewinn ab-
schloB, hatte das Amt fiir Leibesiibungen die gem@B Ziffer 9 g der bremischen
Richtlinien zu § 64 a RHO vom 7. Juni 1951 (AM 1951 Seite 78) gebotene Riick
forderung unterlassen. Der Rechnungshof hat nunmehr darauf hingewiesen, dal}

vom ZuschuBiemplanger entsprechend den Bewilligungsbedingungen ein ange-

o

messener Teil zurickzufordern sei.

G 55 ,Einrichlungen fir Leibesiibungen” N
Verdedite Mitteliiberschreitung

Bereits 1965 eingegangene Rechnungen iber Versorgungsleistungen der Stadt-
werke Bremen AG iiber insgesamt 935588 DM wurden, da keine Mittel mehr zur
Verfilgung standen, zuriickbehalten und erst Mitte beziehungsweise Ende Januar

1966 aus Mitteln des neuen Rechnungsjahres zur Zahlung angewiesen,

Das Amt ist somit mehr Verpflichtungen eingegangen, als es mit den Mitteln des
Haushaltsjahres 1966 (§ 32 RHO, § 16 RWB) erfiillen konnte. Es hat den rech-
nungsméabigen Nachweis der Uberschreitung dadurch umgangen, daB es die Be-
zahlung entgegen § 68 Absatz 2 RHO auf das nidiste Rechnungsjahr verschob.

Unvollstindige Erhebung von Benulzungsentgelten

Fiir die Benutzung von Gemeinschafts- und Umkleiderdumen der stéddtischen

Sportanlagen wurden entweder keine oder nur unzureichende Entgelte gefordert. F'ES
Da die Sportplatzerdnung vom 1. Januar 1963 hieriiber keine festen Sdtze vor- '
sieht, hitten die jeweiligen Entgelte der Leistung entsprechend bemessen wer-

den miissen, so daB zumindest die Betriebskosten (Heizungs-, Licht-, Reinigungs-,

Lohn- usw. -kosten] gedeckt gewesen wadren (§ 26 Absatz 1, 1. Halbsatz RHO;

Fiffer 2 und 26 Absatz 5 der Ausfithrungsanweisungen zu den Haushalten 1966 —

Beiblatt zum Brem.ABIL. 1966 Seiten 37 und 42 —).

Bauwesen

Senator fiir das Bauwesen

G 034 aoH ,Behdrdenhduser”

HSt. 510 .Erwerb von Stodkwerkseigentum an 14 Geschossen des Hochhauses

am Bahnhofsplatz" (Rje. 1962/1963)

Machdem die Finanzdeputation bereits am 28. Februar 1961 Teilmittel auBer-
planméfig bereitgestellt hatte, erwarh die Stadt auf Beschlub des Senats mil
Vertrag vom 16, Juni 1961 das Stockwerkseigentum an 14 Geschossen eines am
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Bahnhofsplatz zu errichtenden Hochhauses (sog. Tivolihochhaus) fiir 5065 695 DM.
Die Gesamtkosten beliefen sich einschlieBlich der Aufwendungen fiir zusitzliche
bauliche MaBnahmen (Sonnenschutz, Isclierverglasungen, Trennwinde usw.), Be-
urkundung, Grunderwerbsteuer und kleinere Nebenkosten aul 5872 861,33 DM.
Die Mittel wurden im Haushaltsplan 1962 mit 5,5 Mill, DM und in den Haushalts-
plan 1963 mit weiteren 374 000 DM eingestellt.

Die Angemessenheit des Erwerbspreises LBt sich ohne Einblidk in die tatsdch-
lichen Gestehungskosten nur auf Grund der Angebotsaufgliederung an Hand all-
gemeiner Erfahrungsgrundsdtze beurteilen. Danach hélt sich der bei der An-
gebotsprifung hinsichtlich der reinen Baukosten vom Senator fiir das Bauwesen
fiir den cbm umbauten Raumes ermittelte Kostensatz von 112 DM fiir die Bauzeit
1661/1963 an sich im vertretbaren Rahmen. Doch erscheint er nicht ganz so giin-

stig, wenn man den dafir erzielten Nutzeffekt beriicksichtigt.

Der Anteil der Verkehrsflichen mit rund 26 Prozent der Gesamtnutzfliche liegt
zwar recht hoch, aber noch in tragbaren Grenzen. Er ist die Folge der ungewdhn-
lichen Gebiudetiefe. Ob er durch eine andere Planung hdtte verringert werden

konnen, kann zweilelhaft sein.

Dagegen hitten die Biironutzflachen nach Ansicht des Rechnungshofes wirtschaft-

licher gestaltet werden kdnnen.

Die BaumalBnahme wurde in der Weise abgewidkelt, dab das Hochhaus vom Ver-
tragspartner in vorgeschriebener Weise zu errichten und sodann das Stockwerks-
eigentum in dem vereinbarten Umfange zu iibertragen war. Baugestaltung und
Raumaufteilung die Momente also, von denen entscheidend die Wirtschaftlich-
keit eines Bauwerkes abhfingen — konnten vom Auftraggeber weitgehend beein-
fluBt werden. Die Planungsunterlagen waren auch vor Auftragserteilung vom
Senator fiir das Bauwesen eingehend geprift und seinen Wiinschen angepalt
worden. Insbesondere wurde auf seine Veranlassung eine Bauweise gewihlt, die
zwischen Stitzpfeilern von 80 cm Breite Zwischenraume von 583 m filr die
Fenster- und Raumaufteilung ergab. Es mag dahingestellt bleiben, ob sich in die-
sem Planungsstadium nicht auch noch eine wirtschaftlichere Stiitzenkonstruktion
hitte durchsetzen lassen, Auch die gewdhlte Lésung ermoéglichte noch eine der

gegebenen Raumtiefe von 5,16 m entsprechende befriedigende Aufteilung. Die

Aufteilung jedes Feldes [zwischen zwei Stiitzen) in fiinf Fenster hdtte Raum-
einheiten (je Fenster) von ca. 6 gm ergeben, die eine wirlschaftliche Raum-
_ Insbesondere hiitten sich Einzelzimmer in der all-

bemessung zugelassen hatten
on 12 gm neben solchen von 18 und

gemein als ausreichend angesehenen Gribe v
24 gm ergeben. Damit hitte im Rahmen der fiir 6ffentliche Verwaltungsbauten
allen Bediirfnissen und besonders dem hier vorliegenden
rn in wirtschaiftlich vertretbarer

anerkannten Grundsdtze
iiberwiegenden Bedarf an Sachbearbeiterzimme
Weise Rechnung getragen werden konnen. Die statt dessen durchgefiihrie Auf-
ochs Felder fiihrt (von Ausnahmen abgesehen) zu kleinsten Raum-

teilung in s
amit zu einer nach Ansicht des Rechnungshofes un-

gréfen von 14 bis 15 gm und d
wirtschaftlichen Aufteilung.

o des Senators fiir das Bauwesen ist die Frage, ,ob eine
B, fiinf Fenster anstatt sechs Fenster, 2weck-
_ Durch die Pleilerbreite von 0,80 m, die

Mach der Stellungnahm
andere Fensteraufteilung je Feld, z
méfiger sei, nicht unlersucht worden”
sinem Raum iber zwei Fensterachsen zuge
Raum von ca. 14 gm, bei halber Pfeilerbreite
keit, fast alle gewiinschten RaumgriBen zu erzie
geschrinkt, aber auch bei der vorhandenen Fensterteilung gegeben.

schlagen werden kénne, entstehe ein
gin solcher von 12 qm, Die Moglich-
len, sei zwar in der Anzahl ein-
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wgtaltung und Raumaufteilung der

Es gehéiren aber Uberlegungen, wie durch Bauge
ad zu erreichen ist, notwendig zu jeder offentlichen

giinstigste Ausnutzungsgr
Bauplanung. Nach den jihrlichen Ausfilhrungsanweisungen zu den Haushalts-
plinen ist die Prifung unler diesen Gesichtspunkten sogar ausdriicklich zu be-
scheinigen. Eine braudhbar erscheinende Losung bedeutet grundsitzlich noch
nicht, daB es keine bessere zu suchen gébe, Im Gbrigen sind aber selbst die vor-
handenen Moglichkeiten nicht wirtschaftlich genutzt worden. Trotz des iiber-
wiegenden Bedarfs an Einzelzimmern fiir Sachbearbeiter des gehobenen und
héheren Dienstes sind tatsdchlich fast ausschlieBlich Réume von 20 gm und mehr
und nicht die an sich moglich gewesenen kleineren Riume (14, 15, 12 gm) ge-
schaffen worden. Infolgedessen stehen selbst fiir nachgeordnete Dienste (Vor-
zimmer, Hilfskrifte mit geringem Raumbedarf) nur Einzelzimmer von 20 gm zur
Verfiiqung. Die in der zu groben Bemessung der Biirordume liegende Reserve
4Bt sich auch nur zum Teil durch eine grofere Belegqung aktivieren. Ein Uberhang
von wenigen Quadratmetern je Zimmer ist fiir Personal nicht ausnutzbar und da-

her meist verlorener Raum.

Der Hinweis der Bauverwaltung, dab sich aus Gesamtbiirofliche und Gesami-
belegungszahl eine durchschnittliche Raumzuteilung von 12 qm je Person ergebe,
was ihre Angemessenheit beweise, kann nicht {iberzeugen. Ganz abgesehen da-
von, dab eine derartige Durchschnitisnorm fir den reinen Arbeitsplatzbedarf nir-
gends sonst vertreten wird, gilt allgemein der Grundsatz, daB die Raumplanung
niemals auf Durchschnittswerte, sondern immer nur auf den konkreten Bedarf ge-
stiitzt werden soll. Von nachtréglic h zur Kontrolle ermittelten Durch-
schnittswerten aber lassen die Bundesbaurichtlinien nur solche von 9 bis 10 gm
je Person gelten, Wiirde man die Hamburger Grundsétze lber die Raumbemes-
sung bei 6ffentlichen Dienstgebduden im vorliegenden Fall anwenden, ergébe sich
nach konkreter Raumaufteilung nachtriglich ebenfalls nur ein Durchschnittssatz

von etwa 9 gm.

UUberdies wird nach Ansicht des Rechnungshofes die Raumausnutzung auch nodh
durch die groBe Zahl der vorhandenen, betrieblich nicht notwendigen Verbin-
dungstiiren zwischen den Biirordumen beeintrichtigt, die in manchen Stockwerken
nehen den bereits vorhandenen zwei grofirdumigen Fluren geradezu weiteren
Fluren gleichkommen. Nach der Stellungnahme der Verwaltung sind diese aller-
dings bewuBt eingeplant worden, ,wenn sie auch in vielen Féllen durch Schranke
usw. zugestellt sind und nur in Einzelfillen benutzt werden"; es sei erfahrungs-
gemal billiger, eine Vielzahl von Tiiren vorzusehen, als nachtrdglich Tiiren ein-
zubauen, wie es selbst in diesem Neubau trotz der zahlreich eingeplanten Ver-
bindungstiiren nachtréglich noch geschehen sei.

Das Gebdude wurde auf Wunsch der Baubehdrde unter zusdtzlichem Kosten-
aufwand auf der der Sonneneinwirkung nur im Verlauf des MNachmittags ausge-
setzten Mordwestseite mit einem aufwendigen Sonnensc hutz aus ver-
tikalen massiven Blenden versehen, dessen Notwendigkeit mit dem Gutachten
sines Sonderfachmannes fiir Tageslicht-Technik begriindet wird. Es darf jedoch be-
sweifelt werden, ob die allgemein gehaltenen gutachtlichen Ausfithrungen des
siiddeutschen Gutachters uneingeschrénkt auch fiir die ganz besonders gelagerten
klimatischen Verhiltnisse in Bremen Giltigkeit haben. Uberdies hat selbst die
Bauverwaltung die Empfehlungen nur hinsichtlich der Nordwestseite, also der
zum Bahnhofsplatz weisenden Seite des Gebaudes fibernommen, nicht jedoch
auch fiir die der Sonneneinwirkung in erster Linie ausgeseizten Siidost- und Sid-
westseiten, bei denen ,auf Grund von Erfahrungen” wesentlich geringere Vor-
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kehrungen fiir ausreichend angesehen wurden — ebenso wie bei den weiteren
spéteren dffentlichen Hochbauten im Herdentorviertel. Danach dirften fiir die An-
bringung der starren vertikalblenden an der Schauseite des Gebdudes weniger
die Gutachterausfithrungen als vielmehr asthetisch-architektonische Erwdgungen
bestimmend gewesen sein. Eine gefidllige Aufgliederung der Fassade durch der-
art aufwendige Vertikal-Lamellen, deren Kosten mangels konkreter Unterlagen
nur schitzungsweise mit 50000 DM angenommen werden kénnen, dilrfte auch
mit wesentlich geringerem Mitteleinsatz zu erreichen gewesen sein, wobei sich
iiberdies gewisse Nachteile der Lamellenkonstruktion (Ubertragung des StraBen-
lirmes in die oberen Stockwerke, Windgerdusche, Verminderung des Tageslicht-
einfalles) hitten vermeiden lassen,

HSt 511 ,Erwerb von Stocdkwerkseigentum fiir die Dienststelle des Senators fiir
Arbeit im Gebiude Ecke Herdentorsteinweg/Contrescarpe”

Der Vertrag iiber den Erwerb des Miteigentumsanteils an einem Grundstiick sah
vor, daB Bremen nur die fiir die Finanzierung des Sondereigentums der Stadt am
Gebiude aufzuwendenden Zwischenkreditzinsen zu tragen hatte. Die von der
Verkiuferin vorgelegte Rechnung iiber Zinsen belief sich auf 131 529,30 DM. Die-
ser Betrag wurde vom Stadtplanungsamt angewiesen, obwohl die Berechnung der
Zinsforderung nicht ausreichend begriindet war.

Eine vom Rechnungshof geforderte spezifizierte Zinsberechnung ergab, dab ent-
gegen der vertraglichen Abmachung auch der Miteigentumsanteil am Grundstiick
im Betrag von 438 000 DM in die Zinsberechnung einbezogen wurde. Dadurch
entstand bereits eine Uberzahlung von 39 225,33 DM.

Die endgiiltige Zinsforderung aus diesem Vertrag wurde mit 60 105,46 DM fest-
gestellt, so daB sich ein Fehlbetrag von 71 423,84 DM ergab (§ 104 RHO). Das
Amt hat die Verkauferin zur Rilckzahlung mehrfach aufgefordert, doch steht diese

immer nodh aus.

Das in Stodkwerkseigentum erworbene Gebdude war urspriinglich fiir Wohn-
zwecke geplant und befand sich bei Vertragsschluf bereits im Bau. Die Priifung
der Preiswiirdigkeit und ZweckméBigkeit dieses Erwerbes ist noch nicht abge-
schlossen; dabei wird insbesondere untersucht, ob der Erwerb dieses Gebéudes
im Hinblidk auf seine Nutzbarkeit fiir Biirozwecke wirtschaftlich vertretbar war.

HSt. 530 ,Neubau eines Dienstgebdudes [ur die Senatskommission fiir das
Personalwesen”

Nachdem in der Sitzung der Finanzdeputation am 2, Juli 1963 die Absicht erdrtert
worden war, der Senatskommission fiir das Personalwesen fiir den Erlds aus dem
Verkauf des bisherigen Dienstgebdudes von 4,3 Mill. DM einen Meubau zu er-
stellen, fiir den bereits bestimmte Pline vorlagen, beauftragte die Deputation
ihren HaushaltsausschuB, die Unterlagen iiber dieses Bauverhaben zu priifen,
{iber die Bereitstellung entsprechender Haushaltsmittel im Nach-
ege zu entscheiden und ihr hieriiber zu berichten. Das bereits vor-
liegende Angebot einer Baugesellschaft sah die Einriumung des Miteigentums
am Grundstiick, den gemeinsamen Ausbau eines siebengeschossigen Gebédudes
und die Einrdumung wvon Sondereigentum an diesem 2U ginem Festpreis von
4,3 Mill. DM vor. Der auf den Grunderwerb entfallende Teil des Festpreises war
vom Stadtplanungsamt und die Ansiitze fiir Baukosten und Baunebenkosten
waren vom Hochbauamt iiberpriift worden. Das Stadtplanungsamt hatte hinsicht-
lich des Grundstiickspreises festgestellt, daB dieser bei Anerkennung ven Grund-
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ansatz nicht dem tatsichlichen Aufteilungsverhiltnis (83:17)

stiicksqriBe und Wert
entsprechend errechnet worden war und daB sich bei richtiger Berechnung nicht

665 000 DM, wie angesetzt, sondern nur 581 000 DM ergaben. Es hatte aulierdem
darauf hingewiesen, daB ein Ansatz von 190 000 DM (.Anliegerbeitrige und
unterirdische Umfahrt") gegenstandslos geworden war, so dab die Preisforderung
mindestens mit diesen beiden Ansadtzen von zusammen 274 000 DM die ange-
botene Leistung iiberstieg. Der Haushaltsausschufi der Finanzdeputation ging
aber in seiner Beratung am 22. Juli 1963 weiterhin von einem Festpreis von
4.3 Mill. DM aus und billigte dazu eine Aufstockung um 120 000 DM, nachdem die
preis von 4420000 DM auch

Baugesellschaft sich verpflichtet hatte, in den Fe
die Kosten fiir Fernsprechanlage, Beleuchtungskdrper und Gardinen, fi Einbau-
schrianke und Reinigungsmaschinen ginzuschlieBen. Der Haushaltsausschufi stellte
der Bauverwaltung dementsprechend 4 420 000 DM auBerplanméfig zur Ver-
fiigung mit der Auflage, hiermit zu einem Festpreis in dieser Hohe das geplante
Dienstgebdude einschlieBlich der zugesagten Sonderleistungen durch das wvor-
gesehene Unternehmen arctellen zu lassen und der Finanzdeputation unter Vor-
lage der ,gepriiften Bauunterlagen (Pline, Kostenberechnungen, Grundstiicks-

preis)® zu berichten,

Die vom Senator fiir das Bauwesen daraufhin durch das Stadtplanungsamt am
15 November 1963 mit der Baugesellschaft abgeschlossenen Vertrdge iiber
den Crundstiickskauf sowie {iber den gemeinsamen Aufbau und die Einrdumung
von Sondersigentum werden dem nicht hinreichend gerecht. Bei einem Feslpreis
von insgesamt 4 420 000 DM wird darin der Grundstiickspreis (83/100 Miteigen-
tumsanteil) mit 665 000 DM angegeben. Die iibernommenen Zusatzleistungen sind
nur mit der allgemeinen Formulierung umrissen, daf der Vertragspartner sich
verpflichtet, fiir den Cesamtpreis auBer der Baudurchfiithrung auch .die Lieferung
von Lampen, Gardinen, der Fernsprechanlage und der vom Bedaristriager ange-
forderten Einbauschrinke® zu {ibernehmen (§ 8 Absatz 2 des Vertrages). Zwar
wies das Stadtplanungsamt den Senator fiir das Bauwesen mit Schreiben vom
11. Dezember 1963, mit dem es diesem die Unterlagen zu der vorgesehenen Be-
richterstattung bei der Finanzdeputation zuleitete, darauf hin, daB der Vertrags-
partner sich entsprechend der Auflage des Haushaltsausschusses der Finanz-
deputation fiir die Wertdifferenz zwischen dem angegebenen Preis von 665 000
DM und dem richtig mit 581 000 DM ermittelten zu Zusatzlieferungen nach § 8
Absatz 2 des Vertrages verpflichtet habe, Das Hochbauamt, dem die Bewirtschai-
tung der Haushaltsmittel oblag und das die Vertragsabwidkclung zu iiberwachen
hatte, erhielt aber keinen entsprechenden Hinweis zum Vertragstext,

Dem Bauvertrag lagen hinsichtlich der reinen Bauleistungen Bauzeichnungen und
eine Baubeschreibung zugrunde, auf die in § 8 Absatz 2 ausdriicklich Bezug ge-
nommen wurde. Hinsichtlich der nach § 8 Absatz 2 des Verirages in den Festpreis
einbezogenen Nebenleistungen mit einem kalkulierten Wert wvon zundchst
394 000 DM lag bei VertragsschluB lediglich eine Bedarfsanmeldung der Senats-
kommission fiir das Personalwesen iiber Einbauschrédnke, Regale, Reinigungs-
maschinen usw. (bewertet mit 182500 DM) vor; soweit der Leistungsinhalt im
Vertrag aber nur durch allgemeine Gruppenbegriffe (Fernsprechanlage, Lampen
usw.) umrissen wurde, enthalten die Belege zu wesentlichen Teilen auch keine
nachtriglichen Vertragsergdnzungen, noch {iberhaupt Unterlagen iiber die be-
hérdlichen Vorstellungen hierzu.

Die Baupriifung bei Festpreisvertragen, die dem Rechnungshof
den Einblick in die tatsichlichen Baukosten verwehren und ihn auf die Beurtei-
lung der WVertretbarkeit des Vertragsabschlusses hinsichtlich Notwendigkeit,
Zwedimibigkeit und Preisangemessenheit der Mafnahme sowie auf die Kontrolle
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der vertragsmiBigen Erfiillung verweisen, setzt eine besonders grindliche Ver-

tragsvorbereitung und umfassende Unterlagen voraus.

Die Zahlungshelege gaben hier nicht die notwendigen Einblicke (§ 96 Absatz 1
Ziffer 2 RHO, § 55 RRO). Die daher erforderliche Ergdnzung durch die Ver-
waltungsunterlagen stief auf erhebliche Schwierigkeiten, da wesentliche Teile
selbst der im Vertrag angezogenen Bauunterlagen lingere Zeit unauffindbar be-

ziehungsweise nicht bestimmbar waren.

Die Unterlagen lassen eine Beurteilung der haushaltsrechtlichen Vertret-
barkeit des Festpreises im wesentlichen nur hinsichtlich des Grund-
stiickspreises und eines groBen Teils der Baukosten zu, nicht jedoch fiir einen
Preisanteil von 406 000 DM, der sich aus der Grundstiidkspreisdifferenz von
84 000 DM, den entfallenen ,Tiefstrafen*-kosten von 190 000 DM, der Festpreis-
aufstockung um 120000 DM und dem um 12000 DM iberhohten Ansatz der
Garagenablosungsbetrdge zusammensetzt und fir den der Senator Hir das Bau-
wesen vertragliche Gegenleistungen im Sinne der in § 8 Absatz 2 des Vertrages

vereinbarten Zusatzverpflichtungen erwartet.

Insoweit fehlen klare Vereinbarungen iiber die geschuldete Gegenleistung, so
dab fiir die Priifung weder der Preisangemessenheit noch der vertragsmaBigen
Erfilllung Unterlagen vorhanden sind. Offenbar waren, mindestens in einem nicht
unerheblichen AusmaB, nicht einmal konkrete Bedarfsvorstellungen vorhanden,
so daf schon die Notwendigkeit von Beschaffungen dieses Preisumfanges bei

Vertragsschlul nicht zu beurteilen war.

Derartig unbestimmt gehaltene vertragliche Bindungen konnen nicht als wirt-
schaftlich und haushaltsrechilich vertretbar angesehen werden. Verbindliche
Preiszusagen fiir einen mehr oder weniger noch unbekannten erst nachtriglich zu
bestimmenden Bedarf sind in aller Regel nicht mit dem Verfassungsgebot ver-
pinbar. iiber offentliche Mittel nur in dem notwendigen Umfange und in wirt-
schaftlicher Weise sowie nicht frither als notwendig zu verfigen (Artikel 132 LV).
Bei Festpreiszusagen kommt iberdies hinzu, dafi die damit erstrebte Abwil-
zung des Preisrisikos nur bei hinreichender Festlequng von Art, Umfang und
Giite der Gegenleistung zur Wirkung kommen kann. Es mufi daher allgemein
festgestellt werden, daf der Abschlub dieses Vertrages insoweit haushaltsrechl-
lich nicht gerechtfertigt und auch wirtschaftlich nicht vertretbar war.

Zur Vertretbarkeit der Vereinbarungen {iber einzelne Leistungsteile ist zu sagen:

Beurteilungsgrundlage fiir diereinen Gebdau dekosten (rund 2,7 Mill.DM)
war der vom Hochbauamt auf Grund teilweise geschatzier Kostenangaben —
unter Nichtberiicksichtigung eines Sonderansatzes fiir ,Unvorhergesehenes”

mit Tund 117,50 DM fiir den Kubikmeter umbauten Raumes ermittelte Kosten-
satz. Bei Vermeidung einiger Berechnungsversehen hatte sich ein Satz von rund
120,70 DM ergeben, der durch Einbeziehung des Ansatzes fiir unvorhergesehene
Baukosten auf rund 126,10 DM erhht werden muB, um zu einer allgemein ver-
gleichbaren Zahl zu gelangen. Auch dieser Kostensatz kinnte an sich noch als
vertretbar angesehen werden, Allerdings ist zu beriicksichtigen, daf zu diesem
Kostensatz mit dem sogenannten Mantelbau, einem die Hochgarage zweiseitig
umschlieBenden ,einhiiftigen” Gebdude, ein Bauwerk geboten wurde, das bei
und einseitigem Tageslicht fur Biirozwedke am wenigsten ge-
Priifberichten auf die

9 m Gebdudetiefe
eignet gewesen sein diirfte. Da das Hochbauamt in zwei
Unvertretbarkeit der GrundriBgestaltung mit ,sehr breit gewidhlter® Achsteilung
sowie auf die ,unverstindliche’ Raumtiefe von fast 7 m und die sich daraus er-

gebende ,relative Unwirtschaftlichkeit” des Mantelbaues hingewiesen hatte, mufl
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daven ausgegangen werden, dap die Nachteile bewuft in Kauf genommen wur-
den. Damit aber verliert der Kubikmeterpreis als Indiz fir Preisangemessenheit
und Vertretbarkeit des Erwerbs an Uberzeugungskraft. Uberdies schopfte die
Bauplanung nach Ansicht des Rechnungshofes keineswegs alle Maglichkeiten zur
Verminderung dieser grundrifbedingten Machteile aus; zum Beispiel hétte durch
Schaifung dunkler Nebenrdume an der Riidcwand die Biiroraumtiefe auf ein an-
gemessenes Mal gebracht und vermutlich auf den gesamten unter der Hodh-
garage liegenden Aktenkeller verzichtet werden konnen. Unabhéngig davon
hitten auch andere Stiitzenteilungen und FensterachsmaBe Raumgrifien ab 13 qm
ermdglicht, wihrend die gewdhite Aufteilung (von Ausnahmen abgesehen) kaum
Riume unter 24 gm bietet, Der baulich méglichen Schaffung von 17-gm-Riumen
steht die Art der Fensterkonstruktion, die normale Zwischenwinde nicht zuldbt,
entgegen. Die gewihlte Raumaufteilung fiihrt zu Biiroeinheiten, die mit fast 7 m
Raumtiefe zu einem betréchtlichen Teil nicht nutzbar sind und die ihrer Abmes-
sungen wegen dazu zwingen, selbst Sachbearbeitern ohne besonderen Raum-
anspruch Zimmer von 24 gqm und mehr, das heiBt in doppelter Griifie als ange-
messen, zuzuweisen, Von dem MNutzeffekt her gesehen kann daher der Preis fir

den Kubikmeter umbauten Raumes nicht als glinstig erscheinen.

Die Festpreiskalkulation der Baune benkosten (355000 DM) sah neben
vollen Ansidtzen fiir Bauleitung, Statiker, Behérdenleistungen und Architekten-
leistungen (insgesamt 208 300 DM) sowie einer ungewdhnlich hoch bemessenen
Position fiir .Unvorhergesehenes® (42 700 DM) noch eine Betreuungsgebiihr in
Hihe von 3,5 Prozent der Baukosten von 297 Mill. DM (= 104 000 DM) vor. Der
Senator fiir das Bauwesen begriindet diesen Ansatz damit, daB er den Gebiihren
der gemeinniitzigen Baubetreuungsgesellschaften entsprochen hiitte und es sich
_bei diesem finanziell bedeutsamen Objekt nicht nur um eine bei solcher Groben-
ordnung im Wohnungsbau iiblichen Wiederholung einzelner Baumafnahmen
(Reihenhausbauweise oder Typenbauweise) handelt, sondern um ein einzelnes
Sonderbauvorhaben, das einmalig und unter schwierigen Bedingungen errichtet
wurde*. Daher und mangels Erfahrung in dieser Hinsicht sei damals die Abstand-
nahme von der sonst iiblichen Degression der Betreuungsgebiihr (mit steigenden
Baukosten) vertretbar erschienen. Der Rechnungshof vermag darin eine hin-
reichende sachliche Begriindung noch nicht zu sehen, da hier den Umsténden nach
bereits der Umfang der Betreuung geringer war als in den Vergleichsfillen und
auch nicht zu erkennen ist, welche besonderen Schwierigkeiten dieses Bauvor-
habens nur der Betrenung (nicht etwa auch der Baudurchfithrung) bot.

Mittelbewirtschaftung und Abwicklung der vertraglichen Ver-
einbarungen oblagen dem Hochbauamt, dem hierfiir zwar der Vertragstext
dibermittelt wurde, nicht aber auch ein Hinweis auf den finanziellen Umfang der
susitzlichen Ausstattungsleistungen nach § 8 Absatz 2 des Vertrages. Auch
wurde es nicht davon unterrichtet, daB der vertraglich genannte Grundstiides-
preis von 665 000 DM mit einem Teilbetrag von 84 000 DM in Wirklichkeit diese
Ausstattungsleistungen betraf.

Das Hochbauamt zahlte daher dem Vertragspartner den von diesem in der im
Vertrag angegebenen Hohe (665000 DM) angeforderten Grundstiicks-
preis aus, nachdem das Stadtplanungsamdt die Richtigkeit des Preises im Januar
1064 ,sachlich festgestellt' hatte. Ebenso war der auf der gleichen unrichtigen
Grundlage erstellte Grunderwerbsteuerbescheid vom 29, November 1963 vom
Stadtplanungsamt am 4. Dezember 1963 dem Hochbauamt ausdriicklich als richtig
bescheinigt worden, obwohl sich daraus eine um 5880 DM zu hohe Steuerschuld
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ergab, Dabei war die Unrichtigkeit des im Vertrag genannten Kaufpreises dem
Stadtplanungsamt bekannt und spatestens mit dem 11. Dezember 1963 aktenkun-
dig gemacht worden. Trotzdem hielt es dem Hochbauamt gegeniiber noch im Marz
1966 an der Fiktion eines Grundstiickspreises von 665 000 DM fest, als es die Rich-
tigkeit der Steuerberechnung erneut bestatigte und dadurch die Uberzahlung aus-
léste. — Einem erst spéter gestellten Antrag auf Steuererstattung hat das Finanz-
amt wegen Fristversdumnis nidnt entsprochen.

Der Senator fiir das Bauwesen erkldrt zur Aufnahme des unrichtigen Grund-
stiicdkspreises in den Kaufvertrag, das Stadtplanungsamt habe es bei der Linten-
siven Arbeit an dem Vertrag . .. iibersehen, den Grundstiidkspreis von 665 000 DM
auf 581 000 DM zu andern”. Es handele sich um ein Versehen. Machdem dieses
bemerkt worden war, habe das Stadtplanungsamt von dem Abschlub eines Mach-
vertrages Abstand genommen, weil dieser nach Meinung des Amtes nur neue
Kosten verursacht, am wirtschaftlichen Gesamtergebnis aber nichts gedandert
haben wiirde, Diese Ausfithrungen reichen nach Ansicht des Rechnungshofes als
Entschuldigung nicht aus. Schon die schriftliche Klarstellung ware nicht nur dem
Senator fiir das Bauwesen gegeniiber, sondern in erster Linie gegeniiber dem Ver-
tragspartner geboten gewesen. Auf alle Fille bleibt unverstindlich, daB das
Stadtplanungsamt, nachdem es das Versehen bemerkt hatte, nicht wenigstens die
mittelbewirtschaftende Stelle, das Hochbauamt, unterrichtete. Filr die Mittel-
bewirtschaftung und Vertragsabwicklung war es von entscheidender Bedeutung,
ob der sofort fillige Preis fiir das Grundstiick 665 000 DM betrug oder ob 84 000
DM auf génzlich anders geartete Leistungen entfielen, die naturgemil erst spater
zu erbringen und damit auch erst spiter zu bezahlen waren, Abgesehen von der
steuerlichen Folge dieses Schweigens und von der zu frithen Bezahlung noch
nicht erbrachter Leistungen wurde das Hochbauamt auch auflerstande gesetzt zu
kontrollieren, ob wenigstens nachtréglich die Gegenleistung geboten wurde.

Die fiir insgesamt 406 000 DM vom Vertragspartner zu erbringenden Ausstat-
tungsleistungen nach § 8 Absatz 2 des Bauvertrages beriicksichtigte das
Hochbauamt in Unkenntnis der finanziellen Abgrenzung dieses Leistungs-
postens im Rahmen des Festpreises bei seinen Abschlagszahlungsberechnungen
{iberhaupt nicht. Soweit es sich um zusitzlichen Einrichtungsbedarf handelte, den
die Senatskommission fiir das Personalwesen als Bedarfstriger bereits spezifiziert
und mit einem kalkulierten Wert von 182 500 DM bei den Vertragsverhandlun-
gen angemeldet hatte, lag in der Praxis offenbar die Vertragsabwidklung bei ihr.
Auch sie hatte keine Kenntnis von dem tatsichlichen finanziellen Umfang der
vom Vertragspartner im Rahmen des Festpreises {ibernommenen zusétzlichen
Einrichtungsverpflichtung. Sie kannte nur ihre Bedarfsanmeldung. Obwohl sie
davon ausging, daB auch diese in den Festpreis vertraglich einbezogen worden
nlaBt, im Hinblidke auf Mehrkosten, die der Vertragspart-
ner bei einem Teil des angemeldeten Bedarfs geltend machte, von sich aus die
Nadhbewilligung von Mitteln insoweit zu beantragen, als ihr Bedarf damit durch
die urspriingliche Wertgrenze von 182 500 DM nicht mehr gedeckt war. Aus den
zusitzlich zu dem Festpreis nachbewilligten Mitteln beschaffte sie dann iiber das
Hochbauamt fiir insgesamt rund 40 400 DM iiberwiegend solche Einrichtungs-
gegensténde, die an gich in den Leistungsrahmen des Vertragspartners fielen.
Wenn auch zu beriicksichtigen ist, dab die Senatskommission fiir das Personal-
wesen als Bedarfstriger iiber den vollen tatsichlichen Vertragsinhalt nicht unter-
richtet war und selbst im Nachbewilligungs- und Beschaffungsverfahren nicht
hierauf hingewiesen wurde, bleibt doch festzustellen, daB sie weder Mittel-
bewirtschafter noch Vertragspartei war und bei der im Hinblid auf die Fest-
preisvereinbarung ganz besonders hervortretenden Frage nach der Risikovertei-

war, sah sie sich vera
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lung bei Kostensteigerungen die Entscheidung dem Senator fir das Bauwesen

hatte tiberlassen mussen.

Die Erfiillung der mit dem Festpreis nach § 8 Absatz 2 des Vertrages vom
Auftragnehmer iibernommenen zusidtzlichen Einrichiungs- und Ausstat-
tungsverpflichtungen war, abgesehen von der Bedarfsanmeldung de:
Senatskommission fiir das Personalwesen, nur im Rahmen der groben Umschrei-
bungen des Vertragstextes priifbar, Die Prifung mubte sich insoweit mangels
klarer Abmachungen iiber die Leistungen im einzelnen auf die Feststellung be-

men di

schriinken, was als Erfiillung im Rah sser Festpreisposition von 406 000 DM

ewiesen ist und ob damit auf der Grundlage der Festpreiskalkulation der

preisliche Rahmen ausgefiillt wird. Hierfur standen dem Rechnungshof nur ein
vom Auftragnehmer erstellter Leistungsnachweis und die zugehdrigen Kosten-

nterlagen zur Verfiigung.

Da der Rechnungshof, anders als die staatliche Preispriifung, nicht die Kosten
der Bauunternchmen, sondern allein die Zahlungen der offentlichen Hand prii-
fen kann, sind thm bei Festpreisvertragen wie bereits gesagt — Einblicke in
die tatsichliche Kostengestaltung verwehrt. Somit konnte er allein auf Grund
der Einzelkostennachweise, die der Unternehmer dem besonderen Leistungsver-
zeichnis als Wertnachweis beifiigte, bei manchen Posten, die ihrer Natur nach
Bauleistungen sind, nicht erkennen, ob die Leistungen nicht bereits in die "Bau”-
leistungen einkalkuliert waren oder von den fiir die Baukosten (wie fiir die
Baunebenkosten) vorgesehenen nicht unerheblichen Ansdtzen FHir . Unvorher-
gesehenes" umfaBt wurden, Angesichts dieser Abgrenzungsschwierigkeiten
konnte der Rechnungshofl nur solche Leistungen im Rahmen dieser Position als
im Sinne des § 96 Absatz 1 Ziffer 2 RHO belegmalig nachgewiesen ansehen, die
sich hinreichend von allen anderen Leistungspositionen des Vertrages abgrenzen

liefen und deren Wertansatz im Festpreisrahmen vertretbar erschien.

Der Senator fiir das Bauwesen hatte den Leistungsnachweis des Auf-
tragnehmers iiber rund 414900 DM bereits auf rund 360 800 DM reduziert. Der
Rechnungshof konnte hiervon als belegten Lieferwert fiir Lampen, Gardinen,
Fernsprechanlage, Einbauschriinke, Sitzungszimmer und weilere Ausstattung
rund 247 500 DM anerkennen.

Im iibrigen handelt es sich im wesentlichen um Bauleistungen, deren Zugehorig-
keit zu diesem Abrechnungsabschnitt allein durch die Kostenrechnung noch nicht
nachgewiesen ist. Bei manchen Posten ergibt sich nach Ansicht des Rechnungs-
hofes aus den dem Vertrag zugrunde liegenden Bauunterlagen sogar die Nicht-
anrechenharkeit. Somit kann nur festgestellt werden, dafi fiir den auf zusdtz-
lichen Ausstattungs- und Einrichtungsbedarf entfallenden Festpreisteil von
406 000 DM bisher in Hohe von rund 158 500 DM ein Nachweis entsprechender

Gegenleistungen fehlt,

Der Senator fiir das Bauwesen wurde gebeten, auf den noch nicht ausgezahlten
Festpreisrest die Auslagen der Senatskommission fiir das Personalwesen fiir
selbst durchgefiihrte Beschaffungen (Tz. 44) soweit moglich zu verrechnen und
im iibrigen zu priifen, ob der Festpreis in dem Umfange, in dem die Erfiillung

der Leistungsverpflichtung nicht zu belegen ist, gemindert werden kann.

HSt. 531 ,Neubau eines Dienstgebdudes fiir die Verwaltungsschule”

Auf Grund der im Haushaltsplan 1964 fiir diesen Zwecdk veranschlagten Teilmit-
tel wurde — ohne Wetthewerb — einer Baugesellschaft durdh Vertrag vom
20. Juli 1964 der Auftrag erteilt, als Bautrdger zu einem ,pauschalen Festpreis®
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von 1500000 DM den Schulneubau einschlieflich der besonderen Betriebsein-
richtungen, Aulienanlagen und Baunebenkosten, der Lieferung von Inventar und
der fernmeldetechnischen Anlagen durchzufithren und schliisselfertig zu einem
bestimmten Termin zu iibergeben. — DaB der Neubau nicht den vollen Raum-
hedarf der Verwaltungsschule erfafite, ist an anderer Stelle erortert (Bericht

.Land® Tz 38).

Die Preisprifung des Angebotes beruhte auf Schitzungen, da mangels Aus-
schreibung konkrete Preisunterlagen nicht vorhanden waren. Dem Hochbauamt
standen fiir die Priifung der Preisangemessenheit lediglich die ersten Planungs-
unterlagen von 1963 mit einem Kostenvoranschlag von 1,4 Mill. DM sowie die
mit dem Baudurchfithrungsangebot verbundenen, etwas gednderten Planungs-
unterlagen mit einem um 100000 DM auf 1,5 Mill. DM erhohten Kostenvor-
anschlag zur Verligung.

Dem ersten Kostenvoranschlag lag bei 6440 chm umbauten Raum ein fir 1963
noch vertretbarer chm-Preis von 130 DM zugrunde, aus dem unter Beriicksich-
tigung gewisser Zusatzleistungen und eines Preiszuschlages lir die Bauzeit
(1963/1964) ein cbm-Preis von 145 DM gebildet wurde. Diese Ausgangsditen
mit dem sich daraus ergebenden Kostenansatz [iir die reinen Gebdudekosten
{933 800 DM) gingen in die Verhandlungen zwischen Behorde und Bautréger
und in den dem Angebot zugrunde liegenden Kostenvoranschlag unverdndert
gin. obwohl die Pline geéndert und die Leistungen umgegliedert worden waren.
Die durch Planinderung eingetretene Reduzierung der Baumasse (von 6440 auf
180 cbm) wurde nicht in die Kostenberechnung iibernommen; ein erneuter
Kostenzuschlag mit Riicksicht auf die allgemeine Preissteigerung filr das Jahr
der Verziigerung des Baubeginns (Bauzeit: 1964/1965) wurde nicht in den chm-
Preis eingerechnet, sondern mit einem gesonderten Ansatz (B0 800 DM) in den
Kostenvoranschlag eingesetzt.

Dieser wies daher nach wie vor als reine Gebdudekosten den fiir 6440 chm mit
145 DM/cbm errechneten Betrag von 933 800 DM aus, obwohl sich fiir diesen
Kostenansatz bei den tatséchlichen Massen richtig ein Satz von rund 151 DM/cbhm
und unter Einbeziehung des Teuerungszuschlages sogar ein solcher von rund
164,20 DM/cbm ergab. Der wirkliche cbm-Preis lag also merklich iiber dem vom
Hochbauamt mit 145 DM noch fiir vertretbar erklarten; schon dieser aber war in

utation auf erhebliche Bedenken gestoBen und nur unter der Auf-
p
arf be-

der Finanzde
lage einer qualitativ besten Bauausfilhrung angenommen worden. Es d

zweifelt werden, ob die Finanzdeputation auch noch den héheren Preis gebilligt
hiitte, insbesondere da auch alle {ibrigen Ansdtze des Kostenanschlages reichlich

hemessen waren.

Dabei enthielt bereits der Satz von 145 DM einen nach Ansicht des Rechnungs-

hofes zu hohen Zuschlag fiir die Preisentwidklung in der mit 11/s Jahren angenom-
menen Bauzeit 1963/1964 (ndmlich auf 1 Jahr umgerechnet 10 %s statt tatsachlich
ransatz beriicksichtigte Preisanstieg Hir das

7.5 %s), ebenso wie der mit dem Sonde
blich iiberschétzt worden

Jahr der Verschiebung des Baubeginns mit 863 0/y erhe
war (tatséchlicher Preisanstieg fiir 1965: 4,5 V).
it der reinen Baukosten mnicht

Bei dieser Sachlage kann die Preisangemessenhe
Absatz 1 Ziffer 2 RHO).

als belegmifBig nachgewiesen angesehen werden (§ 96
i Vorliegen des letzten, fiir den Ver-

Das Hochbauamt hat hierzu erkldrt, daf be
die zu liefernden Baumassen

tragsabschluf mabBgeblichen Kostenvoranschlages
nicht erneut iiberpriift worden sind,
Planinderungen erkennbar waren und damit an-

.da keine grundlegenden
ah keine den bisher als angemessen erklérten

genommen werden konnte, d

—
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Preis je cbhm umbauten Raumes beeinflu ssenden Umstdnde vorlagen.
Hierbei sollte u, E. immer wieder beriicksichtigt werden, daB auch hier ein
Pauschal-Kaufvertrag abgeschlossen war, der durch die Vergabe des gesam-
ten Bauauftrages an einen Bautrdger weitgehend die Mitarbeit des Hoch-

hauamtes einschrinken sollte."

Dieser Auffassung mubte der Rechnungshof entgegentreten. Die Preisangemes-
senheit des entscheidenden Angebotes hétte nicht nur wegen der Héhe des
Objektes, sondern insbesondere auch im Hinblick auf die beabsichtigte freihadn-
dige Vergabe, also mangels anderer Vergleichsmoglichkeiten anhand der end-
giiltigen Bauunterlagen, nochmals gepriift werden sollen. Filr eine grofziigige
Behandlung war hier auch unter dem Gesichtspunkt der Entlastung des Bauamtes
durch Pauschal-Bauvertrige kein Raum. Ganz abgesehen davon, daB die letzte
Verantwortung fiir dffentliche Mittel und damit die MNachweispflicht der mittel-
bewirtschaftenden Behtirde iiber den Verbleib der Mittel und ihren sparsamen
und wirtschaftlichen Einsatz niemals auf Dritte (Vertragspartner wie Bautrdager,
Baubetreuer) abgewdlzt werden kann, setzen gerade Vertrdge iiber Leistungen
zu Pauschalpreisen eine besonders griindliche Vorbereitung voraus. Hier wurde
im Rahmen des Festpreises von 1,5 Mill. DM fiir die schlisse fertige Verwal-
tungsschule mit den anteiligen reinen Baukosten von 1014 600 DM (933 800 DM
zuzilglich 80 800 DM fiir Preissteigerung) ein Bauwerk erworben, dessen cbm-
Preis sich tatsichlich auf rund 164,20 DM belief, wihrend das Angebot in der
Vorstellung, daB der cbm-Preis nur 145 DM betrage, fiir annehmbar gehalten
worden war. Die tatsichliche hithere Preisforderung blieb mangels Wetthewerbs
und durch die Art der Preispriifung unerkannt.

HSt. 532 .Neubau eines Dienstgebiudes fiir die Dienststelle des Senators fr
das Bildungswesen"

Auf Grund der im Auftrag der Freien Hansestadt Bremen (Stadt) von einer Bau-
gesellschaft 1965/1966 durchgefiihrten Planung erhielt diese mit Vertrag vom
7. April 1966 den Baudurchfilhrungsauftrag, Danach war den genehmigten Bau-
unterlagen entsprechend ein Dienstgebdude fiir den Senator flir das Bildungs-
wesen unter Begrenzung der Gesamtbaukosten auf 6555000 DM zu errichten,
wobei sich die Gegenleistung nach der Bauabrechnung bemaf. Die Bauleistung
ist inzwischen erbracht worden; die von der Bauverwaltung anerkannte Bau-
abrechnung und damit das Einversténdnis der VertragschlieBenden iber die end-
giiltige Hohe des vertraglichen Preises liegen dem Rechnungshof nodh nicht vor.
Bis zur Baurechnungslegung durch die Verwaltung konnte sich der Rechnungs-
hof vorerst nur mit der Baugestaltung und der Raumplanung befassen. Das Hoch-
bauamt hatte im Mittel-Freigabeverfahren nach Priifung der Bauunterlagen zwar
die .tedhnische und wirtschaftliche ZweckmaBigkeit" geméB Ziffer 17 Absatz 4
der Ausfiilhrungsanweisung zum Haushalt 1962 (AM 1962 5. 15) ohne Vorbehalt
bestatigt. Doch vermag sich der Rechnungshof dieser Beurteilung nicht unein-
geschrankt anzuschlieBen.

Bei dieser BaumaPnahme enthielten an sich Grundrif und Baukonzeption alle
Voraussetzungen fiir eine optimale innere Raumaufteilung. Dadurch aber, dal
die AuBenfront zwischen je zwei AuBenwandstiitzen in vier Fenster aufgeteilt
wurde, ergab sich ein Fensterachsmaf von 1,875 m, also bei 5 m Raumtiefe je
Fenster eine Raumeinheit von rund 9 gm, die zu schmal war, um noch als Einzel-
zimmer in Frage zu kommen. Zwei Fenster ergaben notgedrungen als Mindest-
mah der Einzelzimmer rund 18 gqm. Diese MindestgroBe ist fiir Birogebiude
grundsitzlich unwirtschaftlich, da mit einem Bedarf an Einzelzimmern fir mitt-
lere Funktionen immer zu rechnen ist, denen nur ein Raumbedarf um 12 gm zu-
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gehilligt werden kann. Bei einer Aufteilung in 6 statt 4 Fenster je Stiitzenabstand
hitten sich ohne bautechnische Schwierigkeiten bei einem Fensterachsmal von
{ 25 m Raumeinheiten von rund 6 qm und damit alle nach den allgemein an-
erkannten Grundsitzen fiir Verwaltungsdienstrdume notwendigen und angemes-

senen Raumgrdfien von 12, 18 und mehr gm erstellen lassen.

Das Hochbauamt rechtfertigt seine positive Stellungnahme zu der gewdhlten Aul-
teilung insbesondere damit, dal eine zweiachsige Raumteilung bei einem Raster-
maf von 1,875 m und einer Raumtiefe von 5,01 m auch die Belegung durch 3 Sach-
bearbeiter einwandirei gewihrleistete. Die Abmessungen des 18-gm-Raumes ent-
sprichen den Bediirfnissen der Dienststelle an Ein-, Zwei- und Drei-Personenrau-
men unter Beriidksichtiqung des grofien Publikumsverkehrs.

Demgegeniiber mubte der Rechnungshof darauf hinweisen, daB die gleichen Zim-
mer von 18 qm fir 3 Sachbearbeiter auch bei einer Aufteilung in 6 Fenster, zu-
gleich aber auch kleinere Raume méglich gewesen wdren. Auch hat eine wirt-
schaftliche und zweckméBige Bauplanung neben den Augenblickshediirfnissen des
Bedarfstrigers allgemeine Gesichtspunkte und Erfahrungen zu berlicksichtigen.
Danach ist regelméBig mit einem Bedarf auch an kleinen Einzelzimmern zu reds-
nen, wie er in gewissem Umfang selbst bei dem jetzigen Bedarfstrdger bereits
vorliegt, Mit Riumen von 18 gm kénnen derartige Bediirfnisse nicht in wirtschait-
lich vertretbarer Weise befriedigt werden — Publikumsverkehr aber ist, soweil
es sich um Einzelbesucher bei den Sachbearbeitern handelt, bereits bei der Be-
messung der vertretbaren RaumgroéBen {in der Regel 12 qm) beriicksichligt; fiir
wartendes Publikum, falls es sich iiberhaupt in Sachbearbeiterraumen aufhalten
soll, mup im Einzelfall Raum zusdtzlich eingeplant werden,

Das Fehlen von Dienstrdumen unter 18 gm und die bauliche Unméglichkeit,
solche noch nachtriiglich mit vertretbarem Kosteneinsatz herzurichten, erscheint

als Planungsmangel, der einer vollen wirtschaftlichen Nutzung des Verwaltungs-

gebdudes entgegensteht.

Stadiplanungsami
G 920 ,Verwallung des allgemeinen Grundvermdgens®

Vertragsinderung und Verzicht auf Mietzahlung
Der Rechnungshof hatte in Tz. 41 des Berichtes zum Rj. 1965 {iber die Feststellung
eines Fehlbetrages von 4844 DM berichtet. Die Bereinigung des Fehlbetrages

steht noch aus.

G 0921 ,Wohn- und Geschiflshiuser®
Unvollstandige Erhebung von Einnahmen

Nadh einem bis zum 31. Mérz 1965 abgeschlossenen Mietvertrag hatte ein Mieter
fiir gewerblich genutzte Raume monatlich 200 DM Miete zu zahlen und daneben
Grundsteuer und Deichbeitrag zu tragen. Am 10. Oktober 1963 wurde durch Nach-
tragsvertrag die Miete ab 1. April 1965 auf monatlich 230 DM erhéht, doch unter-
blieb die Einziehung der Mieterhéhung. Die Erstattung der Auslagen filr Grund-
steuer und Deichbeitrag war bereits vorher unterblieben. Dadurch war bei der

Rechnungspriifung ein Fehlbetrag von insgesamt 2382,77 DM aufgelaufen. Er

wurde inzwischen vom Schuldner beglichen.

Fehlbetrag durch falsche Vertragsausfihrung

Stadt war mit der Verkduferin vertraglich

Beim Ankauf eines Grundstiicks fiir die
h Lieferung des Grundstiides und nach

vereinbart worden, dab der Kaufpreis nac
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Eingang der Benachrichtigung iber die Eintragung des Eigentumswechsels im
Grundbuch beim Stadtplanungsamt fillig sein sollte. Lieferungstag war der
21. Mai 1963, Die Benachrichtigung iiber den Eigentumswechsel ging am 25. Ok-
tober 1963 beim Amt ein; daraufhin wurde am 7. November 1963 der Kaufpreis

angewiesen.

Am 23. September 1963 wurde mit der Verkéuferin Iiir dieses Grundstiick ein
Pachivertrag rickwirkend zum 1. Juni 1963 zu einem jéhrlichen Pachizins von
5000 DM zuzilglich anteiliger Grundsteuer geschlossen. Die Padhterin blieb die
Pacht zunéchst schuldig und forderte nun eine Verzinsung des Kaufpreises ab
Lieferungstag bis zum 15, November 1963, Die Zinsen in Héhe von 4 Prozent auf
den Kaufpreis wurden vom Lieferungstag bis zum Zahlungsiag mit 2026,88 DM

ermittelt,

Das Stadtplanungsamt fand sich nachtriglich bereit, von der Einziehung der
Pachiforderung fiir die Zeit vom 1. Juni bis 30. November 1363 in Héhe von
750686 DM abzusehen. Dieser Ausfall stellte einen Fehlbetrag nach § 104 RHO
dar; denn das Amt war von sich aus nicht berechtigt, auf den Pachtzins zu ver-
zichten {§ 54 RHO) oder ihn gegen eine aufiervertraglich zugestandene Zins

forderung aufzurechnen (§ 50 RHO).

Der Fehlbetrag wurde in Héhe von 2028,88 DM in der Weise beseitigt, daf des
Verkiduferin der Zinsausfall durch eine vom Senator fiir das Bauwesen mit Zu-
stimmung des Senators fiir die Finanzen genehmigte Vertragsénderung auf die
Pacht angerechnet werden konnte. Der verbleibende Restbetrag wurde verein-

nahmt,

G 920 ,Verwaltung des allgemeinen Grundvermdgens”
G 021 ,Wohn- und Geschiftshiuser®

Erhéhung der Mieten

Nachdem Bremen ab 1. Juli 1965 ,weiBer Kreis® geworden war und damit die
Mietpreise freigegeben waren, sind zwar von der Oberfinanzdirektion die Mieten
fiir Wohnungen der Bundesbediensteten in Bremen ab 1. Januar 1966 um 10 bis
20 Prozent erhoht worden, doch unterblieb bisher eine entsprechende Anhebung
der Dienstwohnungsvergiitungen und der Mieten fiir die Wohnungen und Ge-

schaftsrdume in stiadtischen Gebduden.

Machdem der Rechnungshof auf die bereits seit dem 1. Januar 1966 entstandenen
Einnahmeausfille hingewiesen hatte (§ 96 Absatz 3 RHO), sind jetzt vom Amt
Vorbereitungen fiir die Mieterhhungen getroffen worden, die im wesentlichen

aber erst in der zweiten Héalfte des Jahres 1968 wirksam werden kénnen.

G 923 ,Unbebaute Grundstiicke®
Bruttoprinzip

Das Amt hat einem Verband als Generalpichter die Einziehung von Landpachlen
und Wohnlaubenentgelten {ibertragen. Fir die anfallende Verwallungsarbeit er-
hiilt der Verband eine Entschiadigung in Héhe von 8 Prozent der Einnahmen. Das
Amt hatte bisher die Pachtbetrige mit dieser Entschddigung vorab verrechnet
und nur die Nettobetrige buchmébig vereinnahmt. Das war unzulissig. Thm
standen Ausgabemittel fiir die dem Verband zugebilligte Entschidigung nicht
zur Verfligung., Auch war der Haushalisrechnung weder die Hohe der Gesamt-
einnahme zu entnehmen, noch die Tatsache, daB liberhaupt eine Vergltung ge-
zahlt wird,
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Das Amt wurde aufgefordert, gemiB der zwingenden Vorschrift des § 69 Absalz 1
RHO die ungekiirzten Pachtbetrage als Einnahmen nachzuweisen und fir die an
den Verband zu leistenden Verwaltungskosten Ausgabemittel in der erforder-

1 Hiohe bei einer neu einzurichtenden Haushaltsstelle vorzusehen (siehe

auch Tz. 10 des Berichtes Land zum Rj. 1965). Das soll ab Rj. 1969 geschehen.

Verzicht auf Verzugszinsen

Dem Verband wurden als Generalpdchter fiir riickstandige Pachtzahlungen bis-
lang keine Verzugszinsen berechnet, wihrend andere Pachter — auch General-
pichter — bei Zahlungsverzug derartige Zinsen zu zahlen haben. Dieser Zah-
lungsverzug war héufig dadurch entstanden, dab der Generalpachter auf Grund
der mit seinen Unterpachtern abgeschlossenen Vertrdge die Pacht von diesen
erst an dem Tage (10. November) erhielt, an dem auch die Generalpacht fallig
war,

Das Amt war jedoch von sich aus nicht berechtigt, auf die Erhebung von Zinsen
21 verzichten, Inzwischen hat der Senator fiir das Bauwesen einer Anderung der
Generalpachtvertrige insoweit zugestimmt, als dem Verband wegen dieser be-

sonderen Verhiltnisse ein verlingertes Zahlungsziel eingerdumt worden ist (§ 30
RHO, § 63 RWB). Falls dieses nicht eingehalten wird, werden kiinftig auf die

riickstandigen Betrige Verzugszinsen erhoben,

Fehlbetrag aus Pachterhebung

MNach einem mit Wirkung vom 1. Oktober 1961 geschlossenen Pachtvertrag hatte
die Pichterin neben der Jahrespacht von 1200 DM Grundsteuer in Hohe von
808 DM jihrlich zu zahlen. Es war jedoch versdumt worden, die Erstattung der
Grundsteuer zu fordern. Dadurch war seit Vertragsbeginn bis zum 31. Dezember
1067 ein Fehlbetrag von 5050 DM entstanden. Erst nach Feststellung durch den

Rechnungshof wurde der Fehlbetrag von der Péchterin erstattet.

G 610/5001 aoH .Erwerb von Grundstiicken und Grundsiiicksteilen einschlieBlich
verlraglich festgelegter Folgekoslen”

Maklergebiihr

In sinem Grundstiidestauschvertrag hatte sich die Stadt zur Zahlung von 4 Pro-
zenl Maklergebithr = 18800 DM verpflichtet, obgleich den Maklern urspriing-
lich eine Provision von nur 1'/: Prozent 7050 DM) des Grundstiickswertes zu-
gesagt gewesen war. Abgesehen davon, ph die Zahlung iiberhaupt begriindet
war, ist die Berechtigung der Provisionserhohung belegmibBig nicht nachgewie-
sen (§ 96 Absatz 1 Ziffer 2 RHO). Die Titigkeit der Makler bestand lediglich in
der Weitergabe von Verkaufs- bezichungsweise Ankaufsabsichten, wobei nicht
einmal die beiderseitigen Preisvorstellungen iibereinstimmten. Unter diesen Um-
stinden wire die urspriinglich vorgesehene Vergiitung von 1%: Prozent aus-
reichend gewesen, Fiir die Erhohung vermochte der Rechnungshof keine recht-
lichen und wirtschaftlichen Gesichtspunkte zu erkennen, Auch die Stellungnahme
der Finanzdeputation vom 28, April 1064 zur Frage der Bemessung der Makler-
provision war kein verbindlicher Rechtssatz und entband die Behérden nicht von
der Verpflichtung, im Einzelfall nur das der Gegenleistung entsprechende, unter
dem Gesichtspunkt der Sparsamkeit und Wirtschaftlichkeit (§ 26 Absatz 1 RHO)

vertretbare Entgelt zuzubilligen (vgl. Bericht Land zum Rj. 1965, Tz. 12 und 48).

Der fiir das Rj. 1965 ausgesprochene besondere Vorbehalt wird damit aufgehoben.
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Bauaufsichtsami
G 611 ,Bauaufsichtsami*®

Stundung der Ersatzforderungen aus Ersatzvornahmen

Das Amt hat seit mehreren Jahren Erstattungsforderungen aus Ersatzvornahmen
den Schuldnern gestundet, ohne hierzu ermichtigt gewesen zu sein. MNachdem der
Rechnungshof diese mit der Bestimmung des § 64 Absaiz 3 RWE nicht in Einklang
stehende Praxiz beanstandet hat, ist dem Amt die Befugnis iiber Stundungs-

antrige bis zu Betrigen von 500 DM iibertragen worden.

Aml! fiir Wohnung und Siedlung
G 620 ,Aml fiir Wohnung und Siedlung”®

Wohngeld

Fiir viele Wohngeldempfénger wurden zwei oder mehr Akten jeweils unter
pinem anderen Aktenzeichen gefithrt, Dies kam daher, daB die Wohngeldempfan-
ger bei Anderungen in den Wohn- oder Einkommensverhdltnissen (§§ 36, 38
Wohngeldgesetz in der Fassung vom 1. April 1965 — BGBL I Seite 178 —) neue
Antrige stellten, fiir deren Bearbeitung jeweils eine neue Akte angelegt wurde.
Als Folge hiervon erhielten einige Antragsteller, die zwel Antrige gestellt
hatten, ndmlich einen beim zustindigen Ortsamt und einen beim Amt selbst,

auch zwei Bescheide unter verschiedenen Aktenzeichen.

Wegen der Gefahr einer doppelten Wohngeldauszahlung und zur Vereinfachung
des Verfahrens regte der Rechnungshof an, fiir jeden Antragsteller nur eine Akte
zu fiithren und bei Neuantrigen zundchst in der Zentralkartei zu priifen, ob i
den betreffenden Antragsteller bereits ein Vorgang besteht.

Das Amt ist diesen Anregungen inzwischen gefolgt.

Nach § 33 Absatz 2 des Wohngeldgesetzes erteilte vorldufige Bescheide unter-
lagen keiner Uberwachung. Damit war nicht sichergestellt, daB diese durch end-
giiltige Bescheide ersetzt wurden. Fiir die rickliegende Zeit wurden diese Fille
nachtriglich erfaBt und bearbeitet; ab Juli 1967 werden sie vom Rechenzentrum
besonders ausgewiesen.

Durch Bearbeitungs- und Programmierungsfehler bei der Umstellung der Wohn-
geldzahlungen auf elektronische Datenverarbeitung waren Uberzahlungen in
Hihe von insgesamt 11 194,50 DM entstanden.

Das Amt hat das Erforderliche zur Einziehung der einzelnen Fehlbetrdge be-
zichungsweise zu ihrer Verrechnung mit laufenden Wohngeldzahlungen wver-
anlaBt.

Ami [ir Stadteniwisserung und Stadtreinigung
G 716 Fuhrpark”

Angemessenheit der Entgelte fiir Einstellplatze

Ein stadteigener Tiefbunker wird als Einstellplatz nicht nur fiir die Fahrzeuge der
Freien Hansestadt Bremen (Land und Stadt), sondern auch fiir Fahrzeuge Dritter
benutzt. Das fiir die Fahrzeuge bisher erhobene Einstellentgelt in Héhe von 1 DM
pro Tag war nicht mehr angemessen. Auf Anregqung des Rechnungshofes wurde
der bisherige Entgeltsatz den fiir das Gebiet der Stadtmitte allgemein iiblichen
Parkplatzentgelten angeglichen.
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Hochbauamil

G 650 ,Hochbauam!”
G 651 ,Reparaturwerkstalt®

Einsatz fremder Fahrzeuge

62 Das Hochbauamt hat in der Vergangenheit regelméBig fiir seine Transporte Fahr-
zeuge eines Privatunternehmers gegen Entgelt nach Tarif eingesetzt,

Bei dem Umfang der vom Rechnungshof festgestellten notwendigen Fuhrleistun-
gen bestanden Zweifel, ob der Einsatz fremder Fahrzeuge nodch wirtschaftlich sei.
Der Anrequng des Redinungshofes folgend, hat das Hodhbauamt eine Unter-
suchung angestellt mit dem Ergebnis, daB bei Beriicksichtigung aller fiir den An-
kauf und die Haltung eines Lastkraftwagens in Frage kommenden Kosten der
Einsatz eines behordeneigenen Fahrzeugs wirtschaftlicher ist. Es wird deshalb ein

solches baldmoglichst beschaffen und einsetzen.

G 210/5311 aoH ,Neubau Schule an der Philipp-Reis-Strafe (Leher Feld-Nord)
I. und IlI. Bauvabschnitt*

63 Eine Zwischenpriifung der Abrechnungsunterlagen der Rj. 1962 bis 1966 ergab

l“i einige Mingel, deren Berichtigung zu Riickeinnahmen wvon 8019,77 DM fiithrte.
Uirsachen der Uberzahlungen waren ein Rechenfehler bei der Massenermittiung,

L ein Ubertragungsiehler bei der Ansatziibernahme und zu hoch in die Abrechnung

pingesetzte Wandstirken. Auch war bei der Abrechnung von Stahlbetonarbeiten
eine besondere vertragliche Vereinbarung, mit welcher eine VOB-Aufmalirege-
lung auBer Kraft gesetzt worden war, iibersehen worden.

G 210/5350 aoH ,Neubau Schule Neue Vahr, 2. Nachbarschail
{Carl-Goerdeler-Strabe)”

64 Die Priifung der Baurechnung dieses mit 3,5 Mill. DM mit Hilfe eines freischaffen-
den Architekten in den Jahren 1958 bis 1964 durchgefiihrten Bauvorhabens be-
gegnete betrichtlichen Schwierigkeiten, da die Zahlungsbelege nicht immer in
der nmach Form und Inhalt vorgeschriebenen Weise vorlagen, so dal sich aus
ihnen die sachliche und férmliche Begriindung der Zahlung nicht ohne weiteres

‘ ergab (§ 55 RRO). Nicht selten waren notwendige Bestandteile (AufmaBe usw.)

| den Belegen nicht beigefiigt und muBten erst angefordert werden. Teilweise hat-
ﬂ! " ten sie offenbar nicht einmal bei der formellen ,Feststellung® der Zahlungsbelege
vorgelegen und wurden erst fiir die Rechnungspriifung erstellt.

Von den bei der stichprobenweisen Priifung erfaften Zahlungen konnten zwel
(iiber insgesamt rund 100 000 DM) iiberhaupt nicht mehr vollstindig belegt wer-
den, weil die fiir die Nachpriifung unerldflichen Aufmafe beim Hochbauamt zu
den Rechnungszweitschriften genommen und mit diesen inzwischen wvernichtet
worden waren: diese Zahlungen waren nicht mehr nachpriifbar.

Bisher wurden Uberzahlungen in Héhe von rund 12 500 DM wiedervereinnahmt,
die sich aus Nichtbeachtung der Aufmafbestimmungen der VOB, Doppelbezah-
lungen u. a. ergeben hatten. Ein vom Rechnungshof beanstandeter Originalbeleg
{iber rund 465 000 DM, den das Amt dem Architekten zur Nachprifung zuleitete
und den dieser dem Bauunternehmer zur Stellungnahme tberlieB, der angeblich
{iber eigene Unterlagen nicht mehr verfiigte, ging verloren. Erst wenn es gelun-
gen ist, den Beleg zu rekonstruieren, werden die aufgezeigten Abrechnungs-

mingel weiter verfolgt werden kinnen.
G 210/5351 aoH .Neubau Schule Otto-Braun-Strafe, 1.—III. Bauabschnitt®

65 Die bei Tz. 12 des Berichtes Land dargestellten Abrechnungsméngel bereiteten
auch hier der Rechnungspriifung der mit Hilfe des freischaffenden Architekten in
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den Jahren 1959 bis 1967 fir 2,9 Mill, DM durchgefithrten Baumalnahme g rofie
Schwierigkeiten. Bei einer stichprobenweisen Uberpriifung der Unternehmer-
rechnungen traten Uberzahlungen von insgesamt rund 16 400 DM zutage, von
denen bisher rund 8445 DM wieder eingezogen werden konnten, Die Uberzah-
lungen beruhten insbesondere auf falschen Massenberechnungen, unrichtiger An-
wendung von Abrechnungsvorschriften, fehlerhafter Ermittlung erstattungs-
pilichtiger Lohnerhéhungen und der Berechnung ein und derselben Leistung in

verschiedenen Unternehmerrechnungen.

G 210/5362 goH .Neubau Schule an der Wilzlebenstrafe®

I. und II. Bauabschnitt und Turnhalle

Bei dieser durch einen freischaffenden Architekten in den Jahren 1960 bis 1966
durchgefithrten BaumaBnahme ergab die Rechnungspriifung Fehler teils durch
unrichtige Malie bei der Massenberechnung, teils durch falsche Anwendung von
AufmaBbestimmungen der VOB. Bisher konnte die Uberzahlung mit rund
4800 DM wieder eingezogen werden. Mit weiteren Riickfliissen bis zu 3000 DM

ist zu rechnen.

G 210/5363 aocH ,Neubau Schule an der Paul-Singer-StraBfie® 1. und II. Bauabschnitt

Bei dieser unter Einschaltung freischaffender Architekten in den Jahren 1961 bis
1967 erbauten Schule fithrte die Priifung der Bauabrechnung bisher zu Riidk-
zahlungen von rund 3500 DM, und zwar inshesondere infolge iiberhéhter Massen-
ansitze und Unachtsamkeiten bei der Abrechnung. Einige noch bestehende Ab-
rechnungsunklarheiten kénnten zu weiteren Riickforderungen fithren.

G 28/531 aoH ,Sonderprogramm fiir Schulerweilerungsbauten in Mobilbauweise”

Nach der Vorbemerkung zum Leistungsverzeichnis fiir mehrere Mobilschulen ge-
héirten die Lieferung, Anbringung und Bezahlung der Feuerldscher zu den Neben-
leistungen eines Auftragnehmers. Diese Mebenleistungen waren im Pauschalpreis
enthalten, der in voller Hohe zur Auszahlung gelangte, obwohl der Auftrag-
nehmer die Leistung nicht erbracht hatte.

Die Feuerldscher waren vielmehr vom Hochbauamt von einer anderen Firma be-
zogen und bereits dieser bezahlt worden. DaB damit eine Leistung zweimal ver-
giitet worden war, stellte sich erst bei der Rechnungspriifung heraus, worauf der
zu Unrecht bezahlte Betrag von rund 1340 DM wieder eingezogen wurde.

G 715/530 aoH ,Bau von Bediirfnisanstalten”

Die Mauer- und Stahlbetonarbeiten einer relativ kleinen und sowohl in techni-
scher als auch in abrechnungsméBiger Hinsicht {bersichtlichen BaumaBnahme
wurden mit rund 620 DM um nahezu 4 Prozent iiberzahlt. Die Abrechnungsfehler
bestanden in Unstimmigkeiten zwischen Massenansdtzen und Abrechnungs-
zeichnungen, in Doppelberechnungen, in der Nichtbeachtung der Aufmabbestim-
mungen der VOB und in Rechenfehlern.

Die Uberzahlung wurde inzwischen wieder eingezogen.

G 74/5302 aoH ,Hochbauten vuf dem Huckelrieder Friedhof®

Wie die Belegpriifung ergab, sind die Mauerarbeiten fiir die Eingangsbauten teil-
weise nicht nach den geltenden AufmaBbestimmungen abgerechnet worden.
Auferdem wurden bereits durch einen Pauschalpreis abgegoltene Leistungen
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nochmals nach dem Zeitaufwand vergiitet. Das Bauamt stiitzte sich bei der fehler-
haften Massenberechnung auf veraltete AufmaBbestimmungen, die bei der Aus-
gchreibung nahezu drei Jahre und zum Zeitpunkt der Abrechnung iiber sechs

Jahre auBer Kraft waren.

Inzwischen wurde der insgesamt iiberzahlte Betrag von 1230 DM der Firma in

Rechnung gestellt.

Bauamt Bremen-Nord

G 520/5315 aoH ,Erweiterungsbau Zenlralkrankenhaus Bremen-Nord —

Innere Abteilung —*

Die Priifung dieses Bauvorhabens, dessen verwaltungsméBige Behandlung Gegen-
stand eines Gutachtens des Prdsidenten des Rechnungshofes im Jahre 1964 ge-
wesen war und iiber das auch der Rechnungshof bereits berichtet hat (Bericht
zum Rj. 1963 Tz 32, Bericht zum Rj. 1965 Tz, 51), wurde wesentlich durch die
schleppende Bearbeitung der Priifungserinnerungen behindert. Nadhteilig fir die
Priffung und Veriolgung von Riidkzahlungsanspriichen wirkten sich auch die
nachtriglich kaum kontrollierbare Beteiligung des Personals der eingeschalteten
freischaffenden Architekten an der Bauleitung, der Verlust wichtiger Bau- und
Abrechnungsunterlagen sowie des Bautagebuches aus, das nach Angaben der
Architekten gestohlen wurde.

Nachdem auf nochmalige dringliche Vorstellungen des Rechnungshofes vom
Januar 1968 hin die teilweise drei Jahre zuriickliegenden Priiffungsmitteilungen
durchgearbeitet worden waren, ermittelte das Bauamt Uberzahlungen von ins-
gesamt rund 150 000 DM, von denen bisher nur knapp 19000 DM wieder ver-
einnahmt wurden. Nach Ansicht des Rechnungshofes enthalten diese letzten be-
richtigten Abrechnungsunterlagen des Bauamtis aber immer noch Abrechnungs-
differenzen, die zu Riidkforderungen von mindestens weiteren 13 000 DM fiihren

miiften.

Die Uberzahlungen beruhen nur teilweise auf Fehlern in der Berechnung und der
Anwendung von Vorschriften; zu einem wesentlichen Teil {mindestens
60 000 DM) handelt es sich um Leistungen, die in die Abrechnungen eingestellt,
fachtechnisch und rechnerisch gepriift und sachlich festgestellt worden sind, ohne
tatsichlich erbracht worden zu sein. Im Einzelfall wurden bis zu 21 000 DM fiir
eine nicht ausgefiihrte Leistung bezahlt, Dabei ist der Rechnungshof auf Grund
einer ortlichen Uberpriiffung der Auffassung, daB mit diesem Ergebnis noch nicht
ginmal sdmtliche in Rechnung gestellten Nicht- oder Minderleistungen erfaft
wurden, so daB mit weiteren Uberzahlungen von 10 000 bis 20 000 DM gerechnet
werden kann. Das Bauamt wurde um nochmalige Uberpriifung gebeten,

Fiir mehr als 200 000 DM an berechneten Einzel- und Tagelohnleistungen lagen
ausreichende MNachweise nicht vor, Die zur Beurteilung der Zahlungsverpflich-
tung notwendigen Unterlagen (AufmaBe, Tagelohnzettel) waren unzureichend
beziehungsweise iiberhaupt nicht vorhanden. Da sie nicht mehr nachtriglich be-
schafft werden konnten, war dem Rechnungshof insoweit eine Nachpriifung nicht

méglich.
Aus dem Baufonds wurden auch die Kosten fiir die Erweiterung der Ortsvermitt-

lung Sedanplatz mit rund 59 000 DM bestritten, obwohl diese MaBnahme nichl
bei den Baukosten mit veranschlagt war. Das Bauamt wurde ersucht, diesen Be-

trag dem Baufonds wieder zuzufiihren.




72

73

74

G 74/5370 aoH ,Neuanlage Waldiriedhoi Blumenthal®
G 750/5395 aoH ,Neuanlage Weserstrandpark Bahrs Plate”

Beide vom Bauamt Bremen-Nord durchgefiihrten Mafnahmen wurden am 10. Au-
qust 1966 durch den Senator fiir das Bauwesen der Offentlichkeit iibergeben, ohne
daB besondere Ausgaben hierfiir vorgesehen waren oder entstanden. Im Anschlub
hieran fanden sich Bedienstete des Amtes in einer Gaststitte zusammen. Die
hierbei angefallenen Verzehrkosten von insgesamt 342,76 DM wurden den Bau
mitteln entnommen I||'|(J in Hiéhe von ;"""_.",3-1 DM bei HSL. (:l 74/5370 ;'|'|]I=. in Hohe
von 14322 DM bei HSt. G 750/5395 verbucht. Die Behdrde rechtfertigte sich im
Laufe des Priifungsschriftwechsels schlieBlich mit der Erklirung, daB man an
Stelle einer kostspieligen Einweihungsfeier den am Bau Beteiligten, denen trotz
der schlechten Witterungsverhilinisse die termingerechte Fertigstellung zu ver-
danken gewesen sei, dhnlich wie bei Richtfesten eine Anerkennung in beschei-

denem Ausmafe habe zuteil werden lassen wollen.

Diese Begriindung konnte nicht anerkannt werden Ganz abgesehen davon, dall
die Kosten nicht willkiirlich auf zwei Haushalisstellen verteilt werden durften
{§ 43 RHO), handelte es sich nicht um ein JRichtfest”, das nur fiir die am Bau be-
schaftigten eigentlichen Bauwerker hitte veranstaltet werden kénnen. Fir inner-
behordliche Veranstaltungen stehen Baumittel grundsatzlich nicht zur Verfiigung.

Die zu Unrecht den Baumitteln entnommenen Betrige wurden inzwischen wieder

eingezahlt.

Wirtschaftswesen

Stidtischer Schlachi- und Viehhof
(G 730 . Stadlischer Schlacht- und Viehhe!"

InvestitionsmaBnahmen

Bei der Priifung der Rechnung des Stédtischen Schlacht- und Viehhofes wurde
. a. untersudit, ob die durch laufende Investitionen geschaffenen Betriebskapazi-
titen wirtschaftlich genutzt werden. Hierbel wurde festgestellt, daB mit einem er-
heblichen Kostenaufwand erstellte Betriebseinrichtungen zum Teil nicht ausge-
lastet waren. Im Zeitpunkt der ortlichen Prifung war die 1963 mit einem Kosten-
aufwand von ca, 400 000 DM erstellte Kalberschlachthalle sogar villig
ungenutzt. Es wurde erwogen, sie mit Hilfe neuer Investitionen zu einem ,ge-
kiihlten Fleischmarkt” umzugestalten. ZAhnlich war die Lage bei der 1965 mit
pinem Kostenaufwand von ca. 500 000 DM ausgebauten Rinderschlacht-
halle Von den hier erstellten drei Schlachtstrafien war eine Stralie stillgelegt.
Bereits vor deren Ausbau bestanden beim Senator fiir Wirtschaft und Auflen-
handel gewisse Bedenken, ob mit Ridksicht auf die bevorstehenden Anderungen
der Zolltarife im Rahmen der EWG fir die Zukunft noch mit einem nennens-
werten Aufirieb im Seegrenzschlachtbetrieb gerechnet werden kénne. Dieser See-
grenzschlachtbetrieb war aber bestimmend fiir eine ausreichende Kapazitats-

ausnutzung der Anlage.

Inzwischen hat die Verwaltung die Kélberschlachthalle ohne UmbaumaBnahmen
vermietet. Die stillgelegte Rinderschlachtstrafie soll verkauft werden. Deshalb hat
der Rechnungshof hierzu von weiteren Erdrterungen abgesehen,

Es bestehen aber Zweifel, ob der ver kurzem durchgefilhrte Ausbau eines
Schweineschlachtbandes im Hinblick auf den Leistungsstand der bis-
herigen noch nicht veralteten Anlage wirtschaftlich vertretbar ist. Die von der
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Verwaltung vergelegten Kalkulationsunterlagen, die den Nachweis erbringen
sollen, daB hier die erforderlichen betriebswirtschaftlichen Uberlegqungen ange-
stellt worden sind, lassen nach Ansicht des Rechnungshofes nicht erkennen, daf
inrich-
tungen in Hohe von iiber 600 000 DM ein vertretbares wirtschaftliches Er

der Gesamtkostenaufwand fiir die SchweineschlachtstraBe und die Zus

gebnis
erbringen wird, Die Erdrterungen hieriiber mit dem Senator fiir Wirtschaft und

Aubenhandel dauern noch an.

Hiifen, Schifiahrt und Verkehr

Senator fir Hajen, Schiffahrt und Verkehr

G 706 ,Flughafen Bremen”

Abfihrung von Mietiberschiissen

Eine dem Flugbetrieb gewidmete Gesellschaft hatte Teile des von der Freien
Hansestadt Bremen (Stadt) gemieteten Fluggeldndes an ein fremdes Unternehmen
weitervermietel. Die Erldse aus dieser Unlervermietung {iberstiegen die von der
Gesellschaft an Bremen zu zahlende Miete um jdhrlich 23 146 DM, Hinsichtlich
dieser Untermietiiberschiisse schreibt § 12 des zwischen der Stadt und der Gesell-
schaft abgeschlossenen Betriebsiiberlassungsvertrages vom 24./25, April 1963
vor, dall *Mehreinnahmen” durch Unlervermielung an Bremen abzufihren sind.
Das ist nicht geschehen. Infolgedessen standen seit 1964 bis Ende 1967 mehr als
76 000 DM abzufiihrende Uberschiisse aus Untervermietung aus. Eine vom Sena-
tor fiir Hafen, Schiffahrt und Verkehr beabsichtigte Niederschlagung der Forde-
rung Bremens an die Gesellschaft fand nicht die erforderliche Zustimmung des
Senators fiir die Finanzen (§ 54 RHO, § 66 Absatz 2 RWE).

Die Erorterungen iiber die Einziehung des nach § 104 RHO festgestellten Fehl-
betrages sind noch nicht abgeschlossen.

Hafenbauaml
G 701 .Hafenbauamt Bremen®

Hafenhodhhaus mit Kanlinengebaude

In dem Hafenhochhaus, das seit dem 1. Juni 1961 genutzt wird und in dem un-
mittelbar anschlieBenden Kantinengebdude, das im Januar 1963 fertiggestelll
wurde, sind Biiroraume fiir die Hafenwirtschaft von insgesamt 5830 gm geschaffen
worden, Jedoch konnten nicht alle Réume vermietet werden (1964 leerstehend:
rund 780 qm). Der urspriinglich ermittelte Raumbedarf stiitzte sich nur auf unver-

bindliche Angaben der interessierten Firmen und war zu hoch geschétzt.

Uberdies stellte sich schon bei der Fertigstellung des Hochhauses heraus, dal die
kostendedcende Miete hoher lag als fiir andere Biirordume in Hafennéhe, so dal
urspriinglich interessierte Firmen auf Anmietung von Raumen im Hafenhochhaus
verzichteten und andere inzwischen wegen der hohen Kostenlast wieder aus-

zogen, da sie preisgiinstigere Biroraume erhalten konnten.

Dabei waren in die Mietsdtze fir die Riume im Hafenhochhaus bereits ihrer
Héhe nach verinderliche Betriebskosten eingeschlossen. Gegeniiber der urspriing-
lichen Mietkalkulation, bei der von einer Jahresgrundmiete von 48 DM/qm und
von dem festen Betrag von 8 DM/qm fiir Betriebskosten ausgegangen war, hatten
sich diese Kosten bereits bis 1965 durch Lohn- und Preissteigerungen auf
11,35 DM/qm erhoht, Auf Grund der Vertragsgestaltung war es aber nicht mog-

lich. die Mehrkosten auf die Mieter umzulegen. Im Gegenteil war es, um weileres
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Abwandern von Mietern zu verhindern und um fir die leerstehenden Rdume
evil. neue Interessenten zu finden, nétig, die Grundmieten von 48 DM auf
40 DM/gm/Jahr zu senken. Bei einer Gesamtfliche von 5830 gqm (einschlieBlich
Kantinengebiude) entspricht das einer Mindereinnahme von 46 640 DM im Jahr,
Eine Wirlschaftlichkeit des Gebdudes war somit von vornherein nicht gegeben.
Die Kostenunterdedkung wird sich zwangsldufig weiter vergréfern, wenn auch
kiinftig die verdnderlichen Betriebskosten auf die Mieter umgelegt werden.

Der zum Rj. 1964 ausgesprochene besondere Vorbehalt wird damit aufgehoben.

Fehlbetrag durch unrichtige Vertragsauslegung

Der Rechnungshof hat in Tz. 60 seines Berichtes zum Rj. 1965 iiber die Fesi-
stellung eines Fehlbetrages von 10 000 DM berichtet. Die Bereinigung des Fehl-

betrages steht noch aus.

Hansestadt Bremisches Ami Bremerhaven
G 704  Hansestad! Bremisches Aml! Bremerhaven®

Schwerlastgebiihren fiir die Inanspruchnahme des 70-t-Schwimmkranes

Im Interesse einer gebithrenmébig gleichen Behandlung der Schiffe in Bremen und
Rremerhaven hatte der Senator fiir Hafen, Schiffahrt und Verkehr abweichend
von der Hafengebiihrenordnung in Bremerhaven fiir die Inanspruchnahme des
70-1-Schwimmkranes durch die Kajeanstalt Bremerhaven der Bremer Lagerhaus-
gesellschalt eine Sonderregelung getroffen. Danach war die Kajeanstalt beredh-
tigt, von den an Bremen abzufiihrenden Schwerlastgebithren und Verholkosten
die ihr zugestandenen Vergunstigungen vorher abzusetzen, so dal nur die Netto-

betrage vereinnahmt wurden.

Die filr das Jahr 1965 aufgestellte Wirtschaftlichkeitsberechnung i den 70-1-
Schwimmkran weist ein durch diese Sonderregelung ausgeldstes Defizit von
rund 30 000 DM aus.

Dieses Verfahren war zu beanstanden, da diese Regelung von der Hafen-
gebiihrenordnung abwich und damit einer Rechtsgrundlage entbehrte. Ferner
stellten die Vergiinstigungen versteckt gewdhrte Subventionen dar, fiir die keine
Haushaltsmittel zur Verfiigung standen.

Die Sonderregelung wurde mit Wirkung vom 1. Oktober 1967 aufgehoben. Seit-
dem hat die Bremer Lagerhausgesellschaft fiir die Uberlassung des 70-t-Schwimm-
krans die Gebiihren nach der Hafengebiihrenordnung in Bremerhaven zu ent-

richten.

Finanzen

Senalor fiir die Finanzen
G 85 .Industrielle und gewerbliche Unternehmen®
Dividenden-Einnahmen

Die bei der HSt. G B5/087 nachzuweisenden Dividenden wurden in der Ver-
gangenheil zu niedrig veranschlagt:

1963 1964 1965 1966

DM DM DM DM
Veranschlagung: 115920 58050 93 050 212 410
Ist: 431 017 293 917 396 263 631 774

Mehreinnahme: 315 007 235 867 303 213 419 364
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Auf Veranlassung des Rechnungshofes wird der Senator fiir die Finanzen die An-

schlige kiinftig in vertretbarem Rahmen den Durchschnittseinnahmen der Vor-

jahre angleichen (§ 10 RHO).

G 54/582 aoH .Neubau eines Hallenbades in Bremen-Nord”®

Fiir den Bau des Hallenhades Bremen-Nord stellte der Senatoer fiir die Finanzen
in den Jahren 1957 bis 1964 insgesamt 7 512 000 DM einer iiberwiegend im Besitz
der Stadt befindlichen Gesellschaft darlehensweise und in Raten zur Verfiigung.
Die Baukosten beliefen sich jedoch nur auf 7 097 236,96 DM, so dall die letzle am
12. Mai 1964 gezahlte Rate von 707 000 DM im Hinblick auf die Zwedkbeslimmung
der Haushaltsstelle um 414 763,04 DM iiberzahlt war, Diese Mittel blieben jedoch

im Besitz der Gesellschaft.

Erst im Mirz 1965 bewilligte die Finanzdeputation unter Einsparung bei der
HSt. G 54/582 aoH, Rj. 1964, einen Betrag von 237 000 DM bei HSt. G 54/584
acH, Rj. 1965 — Ausbau des Waller-See-Bades — nach: diesen Betrag stellte der
Senator fir die Finanzen unter Anrechnung auf die Uberzahlung der Mittel i
den Meubau des Hallenbades Bremen-Nord der Gesellschaft fiir die Anlegung des

Parkplatzes beim Waller-See-Bad zur Verliigung.

Auf Beanstandung des Rechnungshofes hin hatte der Senator fiir die Finanzen
beziiglich des restlichen iiberzahlten Teilbetrages von 177 763,04 DM zundchst
eingewandt, dal dieser Betrag fiir den Gelédndeankaul des Hallenbades Bremen-
Nord bestimmt gewesen sei, daf sich iedoch die Ankaufsverhandlungen noch hin-
ziehen wiirden. Erst auf Verlangen des Rechnungshofes ist dieser Restbetrag von

177 763,04 DM von der Gesellschaft zuriickgezahlt worden.

Die Zuweisung des Gesamtbetrages von 707 000 DM war somit im Zeitpunkt des
Zuteilung nur in Héhe von 292 236,96 DM berechtigt, Mit der Hingabe wvon
=07 000 DM am 12, Mai 1964 ist entgegen § 26 RHO und den Bewilligungs-
bedingungen zu frith und zu viel bezahlt worden.

VI. Vorbehalte nach § 107 Absatz 4 RHO

Hinsichtlich der nachfolgend aufgefiihrten Rechnungsabschnitte und Sachverhalte,
deren Priifung noch nicht abgeschlossen werden konnte, miissen Vorbehalte mit
der Wirkung gemacht werden, daB sich die Entlastung des Senats durch die Stadt-
biirgerschaft hierauf nicht erstreckt; sie gilt erst als erteilt mit der Entlastung zu
derjenigen Haushaltsrechnung, zu der der Rechnungshof den Vorbehalt aufhebt
oder nachirdglich eine Bemerkung aufstellt (§ 108 Absatz 2 RHO),

Allgemeine Vorbehalte

a) Die an Stellen auBerhalb der Verwaltung fiir bestimmte Zwedkie zur Verfiigung
gestellten Mittel, soweit die vVerwendung dieser Mittel noch nicht gepriit
wurde.

b) BaumaBnahmen, bei denen die Priifung im Zusammenhang nach ihrer Fertig-

stellung vorgesehen ist und iiber die noch nicht Baurechnung gelegt wurde;

dazu gehoren folgende oifentliche Baumafnahmen, deren Durchfihrung aufien-

stehenden Dritten gegen Festpreis oder auf Abrechnung tibertragen wurde:

Erwerb von Stodiwerkseigentum fiir die Dienststelle des Senators fiir
Arbeit im Gebdude Ecke Herdentorsteinweg/Contrescarpe
(HSt. G 034/511 aoH)
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Anteilige Kosten tir die unterirdische Erschliefung Herdentor
(HSt, G 610/580 aoH)

Neubau eines Krankenhauses ,Links der Weser”
(HSt. G 520/5310 aoH)

Neubau eines Dienstgebédudes fiir die Dienststelle des Senators fiir
das Bild
(HSt. G 034/532 aoH)

1 SWESEN

Sanierung Zentralkrankenhaus Bremen-MNord
(HSt. G 520/5360 acH)

Meubau Schule Leher Feld-Nord
(HSt. G 210/5309 aoH)

Neubau Schule am Sodenmatt
(HSL G 210/5307 acH)

Besondere Vorbehalte

Ordentlicher Haushalt
Rj. 1966
G 706 Flughafen Bremen

G 81 StraBenbahn und Autobusbetriebe,
VII. Vermigen und Schulden

1. Vermiigensnachweisung

Die Vermogensnachweisung zum 31. Dezember 1966 entspricht im wesentlichen
der vorjahrigen Machweisung. Eine Geqgeniiberstellung der Einzelpositionen vom
31. Dezember 1965 und 31, Dezember 1966 enthilt die Anlage dieses Berichtes.

Mach Feststellung des Rechnungshofes sind in der Nachweisung nicht die Ver-
pflichtungen aufgenommen worden, die auf gestundeten Grundstiickskaufpreisen,
Vorfinanzierung von Bauten durch Baugesellschaften und Liegenschaftskdufen auf
Rentenbasis beruhen. Die Verwaltung wird die Verpflichtungen kiinftig beriick-

sichtigen,
2. Biirgschaiten und Garantien

Nach den Unterlagen der Finanzverwaltung standen im Rj. 1966 fir die Uber-
nahme von Biirgschaften und Garantien zur Verfigung:

a) Erméchtigung nach § 13 des Haushaltsgesetzes flir das Rj.
1966 vom 23. Dezember 1965 (Brem.GBL 5. 155) in Hohe von 25 000 000,— DM

b] Rest aus der Erméachtigung nach dem Ortsgesetz zur Uber-
nahme von Biirgschaften durch die Stadtgemeinde Bremen
vom 30, Juni 1964 (Brem.GEl. 5. 85) in Hohe von ........ 20 501 750,— DM
45 501 750,— DM

Gesamtstand der Biirgschaften und Garantien
am ., JEOUaT 1966 .. i R e e e e e 331 004 859,284 DM

Im Rj. 1966 betrugen
a) bei den Biirgschaften fiir den sozialen Wohnungsbau
die Tughnge o v 14:240:300,— DM
die ABGaANGE: /i e B 147 134,29 DM -+ 6092 965,71 DM
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b} bei den Biirgschaften fiir Wirtschaftskredite
die Zugdnge .........co00remes ... 31251 750,— DM
die Abginge ......ccooersennenesss 126504 000,— DM + 18647 750,— DM
Ciesamtstand am 31, Dezember 1966 .......0.0 0 0.0, 355 745 574,99 DM
Dieser Gesamtstand verteilt sich auf
Biirgschaften fiir den sozialen Wohnungsbau .............. 204 423 356,49 DM

Biirgschaften filr Wirtschaftskredite ..............c000000 151 322 218,50 DM

Stand der Biirgschaftssicherungsriicklage

11 827 674,87 DM
1 739 793,50 DM
3 487 000,— DM

10 080 468,37 DM

A L. JATMAT TIBB . svvnniirns s ainnsrsnmiasssssissnn g
Zufithrung aus dem Haushalt
Entnahmen

Stand per 31. Dezember 1966 ............. 00000 Rt 1 1]

Im Rj. 1966 wurden vereinnahmt:

a) Garantieprovisionen und -gebiihren fir Gbernommene Biirgschaften
(HSt. G 622/071) oovvvinvnressismiensss 17030444 DM
(HSt. G 91/070) .........ovvverneannn.. 969 489,06 DM 739 793,50 DM

b) Riickfliisse bei Inanspruchnahme aus Biirgschaften

(Zahlungen der Schuldner) (HSt. G 91 JO2B) v —— DM

VIII. Bericht iiber die Priiffung von Unternehmen
mit eigener Rechtspersonlichkeit

Entwiddlung der stidtischen Beteiligungen im Rj. 1966

Stand der stidtischen Beteiligungen am 31. Dezember 1965 ... 161 839 350,— DM
+ Ubernahme von Anteilen an der Bremer Pa rkplatz GmbH . . 40 000,— DM
Stand der stadtischen Beteiligungen am 31. Dezember 1966 ... 161 879 350,— DM

Ertrige aus den Beteiligungen der Freien Hansestadt Bremen (Stadt):

Gesellschaft Anteil der Freien Gewinnausschiittungen
Hansestadt Bremen Anschlige im Rj. 1966
(Stadt) am Grund- It. Haus- eingegang.
oder Stammkapital haltsplan n. Abzug d.
Kapitaler-

tragsteuer

D o DM DM

Beamten-Baugesellschaft
Bremen GmbH, Bremen ....... 1 155000— 19,25 34 650,— —
Brem. Gesellschaft fiir Wirtschaft
und Arbeit mbH, Bremen ...... 500 000,— 49,5 —_— —
Bremer Lagerhaus-Gesellschaft,
Bromen e st e e, | 2000800y 50,41 53 130,— 113 344, —
Bremer Landesbank, Bremen ... 5000 000— 25 250 000,— 250 000,—
Bremer Parkplatz GmbH, Bremen 40 000,— 100 —_— ——
Bremer Ratskeller GmbH,

1 000 000,— 100 100 000,— 239 955,18

Bremen . ...sscsesnsnssannssas

Ubertrag :_10 215 800,— 437 780,— 603 299,18




Gesellschaft

Ubertrag:

Bremer Strafienbahn AG, Bremen

Bremer Uberseeheim GmbH i. L.,
BEBIEVELL: o a0 0a i s i s e rm s

Bremische Bau- und Siedlungs-
ges. mbH. Bremen ............

Bremische Gesellschaft zur For-
derung des Wohnungsbaues
mbH, Bremen ....c.oerresssss

Deutsche Stidtereklame GmbH,
Frankfurt/M, .....coceeueeeins

Einkaufszentrale fiir dffentliche
Biichereien GmbH, Reutlingen ..

Farge-Vegesadter Eisenbahn-
Gesellschaft mbH, Bremen .....

Flughafen Bremen GmbH,
Bremen .......cccciiiaanvanes

Gemeinn. Gesellschaft mbH fir
Rachitisbekimpfung d. Milch-
hestrahlung, Frankfurt/M. .....

Gesellschaft fiir 6ffentliche Bader
mbH, Bremen ..... oeeveucens

GroBmarkt Bremen GmbH,
BATOIIUETY, 1 poeiimmioowomn i s, B Ao A

Grundstiidesgesellschaft Weser
mbH, Bremen ........c00000.-

Speicherbau-Gesellschaft mbH,
Bremen ...oossrmrssmersrnanne

Staatliche Kreditanstalt Olden-
burg-Bremen, Bremen .........

Stadthalle GmbH, Bremen .....
Stadtwerke Bremen AG, Bremen

Theater der Freien Hansestadt
Bremen GmbH, Bremen .......

LZOB* Zentral-Omnibus-Bahn-
hof GmbH, Bremen ...........

Anteil der Freien
Hansestadt Bremen
(Stadt) am Grund-
oder Stammkapital

DM

10215 800,—

13 416 000,—
36 000,—

II.‘ 0

67,08

+ 175 000,— 100

350 000,—

2838 750,—

B 000,—

84 000,—

30 000,—

2 402 000,—

6 200,—

4 918 300,—

200 000,—

1 500 000,—

26 000,—

15 000 000,—

1

4

95,68

0.4

3

2

100

325

97 66

100

50
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300 000,— 100
110000 000,— 100

360 000,— 100

13 000, —

37,14

Gewinnausschiittungen

Anschlage im Rj. 1966
It. Haus- eingegang.
haltsplan n. Abzug d.

Kapitaler-

tragsteuer

DM DM
437780,—  603299,18
— 264 992,83%)
10 500,— 10 500,—
85 160,— 85 162,50
50 000— 265350 —
4 410,— 6 300,—
670,— —_——
4 870,— 6 825, —
750 000,— 750 000,—
7 500 000,— 9677 250,—

161 879 350,—

8 843 390,— 11 669 679,51

*) Es handelt sich um den nach § 53 Absalz 1 AkiG (a. F.) gesetzlich zuslehenden Gewinn-
anteil, der fiir die von der Freien Hansestadt Bremen (Stadt) garantierte Verzinsung des

in Privathand befindlichen Aktienkapitals verwendet wurde.
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Einzelfeststellungen

Eine allein der Stadt gehiirende, mit der Durchfiihrung des Bremer Grofmarktes
hefabte Gesellschaft erzielte fir das Geschiftsjahr 1966 einen Bilanzgewinn von
91 112,33 DM. Die Gesellschafterin (vertreten durch den Senator fiir die Finanzen)
beschlof am 15. Juni 1967, aus diesem Gewinn eine teilweise Riidizahlung der
von den Benutzern des Grofmarktes entrichteten Gebiihren vorzunehmen. Un-
abhéngig von der noch nicht endgiiltig gekldrten Frage, ob die Verwaltung als
Vertreter der Gesellschafter-Interessen der Stadt iiber ihr zustehende Gewinne
{iberhaupt schenkungsweise verfiigen durfte, ergab die Nachpriifung, dab der Ge-
winn nur darauf zuriicezufithren war, dab die Freie Hansestadt Bremen (Stadt)
fiir ihre Vorhalteleistungen an die Gesellschaft (Grund und Boden mit Baulich-
keiten und GleisanschluB) kein volles Entgelt erhielt.

Der Rechnungshof wies den Senator fiir Inneres als Ressortsenator darauf hin,
dafl eine Betriebsgesellschaft in der Rechtsform einer GmbH kostenecht abzu-
rechnen habe (§ 58 Absatz 3 RWB). Eine solche Abrechnung hétte zur Auswei-
sung eines Verlustes gefiihrt. In Wirklichkeit lag ein Gewinn Gberhaupt nicht
vor; die vorgenommene Riickzahlung ging mittelbar zu Lasten des Stadthaus-
haltes.

Bremen, den 25. Juni 1968

Redhnungshof

der Freien Hansestadt Bremen

Hartmann Dr. Blum

MNetzel Dr. Richter Dr. Gluud




- = o
F lr. -,

99'[AS 6SE PEE USP[OPS|WREIT) 15° 161 9LE 0BG 1 6T £68 S9£L €F5 1 Tusbguiieas

B6'FLS SPL SSE OB'GLEB BREOT  £T'TOTLTTET U sreseeess uafeppnd T
_um._m..,E. ovs ye  :Puebnz 99'cEY 6F0 E 1494 PSC £ -+ uabunyms 1
gT'658 F00 1EE UsDOWISAISZPUOS "A
webunypigdiaasijepsbing Al | S0'FGS 6E0 ¥ 14'0CE T6F OF o0+ spuog pun usbeprpnd Al
0E'0¥6 BED 81 uafunypipdiay abnsuog 111 —'000 £EF 8 —'000 ¥EQ L -+ uafuniapiog abnsuos (p
|_D_QD FOL ¥ |__u__m_ﬂ_ Nmm ¥ .E“.-H_”U"hn__ummﬂ:u._m,mﬁﬁ_ﬂuw_h.m __u
—'D00 6£9 TOZ —'000 648 BOT ++e+ -+ pagaprepneqsbunugom (49
—'000 68F 05— 000819 95 * usbuniapiojsusysired aurpwabiiy (e
usbuniapiog

£R'ZTT LET feer o [A}I
-shunypapsifeysney sne usyzpied (p
10'600 ETT £92 B9'859 8EG ¥BI uajjunyeweiide)] sne UsUs[IBd )

05'056 25 05'TLE ¥S R R e SR CR AR -1 - b 11
-stpraffisneua)ise] sne uays(iedg (9

—'0cE 648 191 —'0SEBEBIOT T *++ uabunbifieiag
—'000 996 T —'000 16¥% €1 + Jpameqqig (2
BETLO LL]T BS'901 212 MR R E S Tett uERim —'D0¥ 860 161  —'00F 8¥8 8¥1 meqgaqun (q

-gj[Eysneysapung sne usayajIed (e — 00D 85661 —'00081¥% 0OZ cesss qnegaq (e

aypamy abnsuos g uayepsuabary °]
ZE'6SE 286 £Z  90'LZE 8ES BT upeynmyreweydey] sne usyalied (p . uafguuraapunin pun -[eyidey sauRWLbY TII

TE'LL6 ¥T 1£'10E ST -+ uejmsapue sne uayspeq (2 —'geg PLZGT  —'GEELIEFI sersssseearasneae e uamalg UayRUbnly °g
OPEELITENT o Vb dsnnaan sy siRe iy IS —igEz 089691 —'SIPO0GLTA] ~~ USARUISUSIY UL uajeH pPsIaIqipeIs T
—'¢44 069 €6 —'048 T6HB BLT o usmmarg uajeH SPSHPWS I

B66'GLE 676 6
-siprarbsneus)se] sne usyagied (q

gC'80Z 0BC £8 88'FL0£9906 Ut - uEPm %3 D R URJEH 11

-g]eysneysapung sne uayseq (e —¥9BZT 0L —'46IBBFBS T usbourraashunjemiap sewplamag ¢
—'08T OF0 £05

negsbunuyo s U2p 10 71
—'LT0 TO¥ 0F Fuefiny
—'CCT BEQ TLF *MSTL UOTJESI[RURT]
GE'VLE 016 Z6'ET6 ST6 o seeseee s REURRIRMISRISY ‘azield 'Ualpnig 'Uagens ‘g

Uegaie(-ulRpPsSpIYPS 11

pun ¢zgl uoa ayleuele][o IoWalyg —'000 86T 09 —'ODDEB9BEE 77777 sreneescere s gayerpsuabary

UayIuy ] usbouuaasfunjemias ‘I

3 (al Wa Wd .
0961 "Zad ‘1€ 5961 R 'IE uBpmps gog1 ‘Zal 1€ G961 ZedIE usboutap "V
we pue]g we pueis Wwe puels we puels

abepmy (ipe)s) womesg jpejsasuel USRI 19P funpejsinesuabpumra g




= =

B, e
5 | GG EGB S5L EFS

s pre P T AT Ry

1

m\.l-n.l......n.mm. Gl oIF m.qu.HHmn._ 6CE FEE LS IS L

66'FLS GFL S5E | o8'cL8 8E8 01 LT ZOT LEZT ET

Wy re _ s e VY Y v v Bt

SRR B IR R R A LR ===+ uaberrpnyg T

<+ wmwabumyms 1













	Seite 1
	Seite 2
	Seite 3
	Seite 4
	Seite 5
	Seite 6
	Seite 7
	I. Vorbemerkungen
	Seite 8

	II. Haushaltsgesetz und Haushaltsplan
	Seite 9

	III. Haushaltsrechnung
	Seite 9
	Seite 10
	Seite 11
	Seite 12
	Seite 13
	Seite 14

	IV. Bindungsermächtigungen und Vorgriffe
	Seite 14
	Seite 15

	V. Bemerkungen und sonstige Prüfungsergebnisse bei einzelnen Verwaltungszweigen und Behörden
	Seite 16
	Seite 17
	Seite 18
	Seite 19
	Seite 20
	Seite 21
	Seite 22
	Seite 23
	Seite 24
	Seite 25
	Seite 26
	Seite 27
	Seite 28
	Seite 29
	Seite 30
	Seite 31
	Seite 32
	Seite 33
	Seite 34
	Seite 35
	Seite 36
	Seite 37
	Seite 38
	Seite 39

	VI. Vorberhalte nach § 107 Absatz 4 RHO
	Seite 39
	Seite 40

	VII. Vermögen und Schulden
	Seite 40
	Seite 41

	VIII. Bericht über die Prüfung von Unternehmen mit eigener Rechtspersönlichkeit
	Seite 41
	Seite 42
	Seite 43
	Seite 44

	[Seite]
	[Seite]
	[Seite]
	[Seite]

